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Leitartikel 
Das 4. EU-Eisenbahnpaket: 
Fortschritt, aber auch 
systemgefährdende Rückschritte 

Prof. Dr. Dr. h.c. Gerd Aberle 
Universität Gießen 

Das Problem 

1991 hat die EU-Kommission mit der Richtlinie 91/440 
EWG den Prozess der Liberalisierung des EU-Eisen-
bahnverkehrs eingeleitet. Während in Deutschland 
durch die Bahnreform 1994 die angestrebte Marktöff-
nung im Bahnbereich für den intramodalen Wettbewerb 
zügig umgesetzt wurde gab es in zahlreichen anderen 
EU-Staaten erhebliche Widerstände. 

Mit bislang drei sogenannten Eisenbahnpaketen gelang 
es unter anderem eine Marktöffnung für neue Eisenbah-
nen im nationalen und grenzüberschreitenden Güter-
verkehr und für den grenzüberschreitenden Schienen-
personenverkehr durchzusetzen. Nur in wenigen EU-
Staaten, etwa in Deutschland, Großbritannien und 
Schweden, ist auch der nationale Personenverkehrs-
markt vollständig für neue Eisenbahnwettbewerber 
zugänglich. In Deutschland haben die Schienenwettbe-
werber im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 2011 
einen Marktanteil von 14,1 Prozent (Personenkilome-
ter) beziehungsweise 24,1 Prozent (Zugkilometer) und 
im Güterverkehr von 26,0 Prozent (Tonnenkilometer) 
erreicht. Allein bis 2014 schreiben die Bundesländer 
fast 40 Prozent ihrer SNPV-Leistungen neu aus, 2013 
allein 260 Millionen Zugkilometer. Nur im Schienen-
personenfernverkehr hemmen natürliche Hemmnisse 
(Fahrzeugbeschaffung, Risikofinanzierung, Trassenver-
fügbarkeiten, Kundenbindungssystem der DB AG, 
Liberalisierung des Fernbusverkehrs) den langfristig 
erfolgreichen Marktzutritt neuer Bahnanbieter. 

Die EU-Kommission ist der Auffassung, dass ein funk-
tionsfähiger intramodaler Wettbewerb im Schienenver-
kehr nur durch eine eigentumsrechtliche von Netz und 
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Eisenbahnverkehrsunternehmen möglich ist. Dieses 
sogenannte Unbundling ist in den bislang vorliegenden 
drei Eisenbahnpaketen nicht vorgeschrieben, sondern 
nur die organisatorische und rechnerische Trennung 
und eine bei Holding-Lösungen unabhängige Entschei-
dungssituation für den Netzbetreiber bei Trassenzuwei-
sungen und Gestaltung der Trassenpreise. 

In Deutschland kontrolliert seit 2005 insbesondere die 
Bundesnetzagentur Marktverhalten, Kostenberechnun-
gen und gegebenenfalls auch Investitionsentscheidun-
gen im Sinne einer umfänglichen Wettbewerbsaufsicht. 

Eine Regulierung der Netzbetreiber ist erforderlich, be-
finden sie sich doch regelmäßig in der Position eines 
natürlichen Monopolisten, der eine für die Netznutzer 
essential facility beherrscht. In der ökonomischen The-
orie wird für solche natürlichen Monopole, bei denen 
(oft aus Effizienzgründen) ein Wettbewerb nicht her-
stellbar ist, ein Unbundling vorgeschlagen, sofern Netz-
betreiber und Netznutzer in einem Unternehmen verei-
nigt sind und Wettbewerb auf dem Eisenbahnverkehrs-
markt besteht. Hierdurch sollen Diskriminierungsmög-
lichkeiten reduziert werden. 

Die Anwendung dieser schärfsten Regulierungsmaß-
nahme ist allerdings auf den Eisenbahnmärkten sehr 
umstritten. Die Integration von Netz und Transportbe-
trieb fördert die technisch-ökonomisch optimale Orga-
nisation und Gestaltung des Netzes, denn ein großer 
Netznutzer kann die notwendigen innovativen Incenti-
ves mit geringen Transaktionskosten durch unmittelba-
re Kenntnis der betrieblichen Anforderungen an das 
Netz und die Anpassungserfordernisse von Netzgestal-
tung und Fahrzeugentwicklungen wesentlich besser 
leisten als isoliert agierende Netzbetreiber. 

Beim Rückgriff auf das theoretische Konstrukt des 
natürlichen Monopols in einem vertikal integrierten 
Bahnunternehmen wird regelmäßig außer Acht gelas-
sen, dass auch ein äußerst intensiver intermodaler 
Wettbewerb des Eisenbahnsystems mit anderen Ver-
kehrsträgern besteht (Straßenverkehr, Binnenschifffahrt 
und zunehmend Luftverkehr). 

Das 4. Eisenbahnpaket: zwei Verordnungs- und 
zwei Richtlinienvorschläge 

Das 4. Eisenbahnpaket soll den einheitlichen europäi-
schen Eisenbahnraum zur Steigerung von Wettbe-
werbsfähigkeit und Wachstum in der EU vollenden. 

1. In der VO COM(2013)27/2 werden Aufgaben und 
Befugnisse der Europäischen Eisenbahnagentur 
(ERA) umfassender definiert, insbesondere auch 
hinsichtlich der Aufgabenzuweisungen an die natio-
nalen Behörden. Hier sind vor allem die Regelungen 
der Zusammenarbeit und Überwachung der nationa-
len Sicherheitsbehörden bedeutsam. Hiervon wird 
eine Beschleunigung und institutionelle Konzentra-

tion der Zulassungsverfahren für Fahrzeuge erhofft, 
die seit Jahren für schwerwiegende Probleme sor-
gen. Eine EU-weite Zulassung ist im Sinne dieser 
VO endlich in eine ernsthafte Diskussion gelangt. 

2. Der Richtlinienvorschlag zur Interoperabilität des 
Eisenbahnsystems COM(2013)30 stellt eine Neufas-
sung der geänderten Interoperabilitätsrichtlinie 
2008/57 EG dar. Sie wurde aufgrund gewonnener 
Erfahrungen mit konkreten Projekten und genereller 
Entwicklung des Eisenbahnsystems notwendig. 

3. Im Verordnungsvorschlag COM(2013)28/2 werden 
die mit der Marktöffnung für inländische (nationale) 
Personenverkehrsleistungen (ab 2019) erforderli-
chen Änderungen der für die öffentlichen Personen-
verkehrsdienste geltenden VO 1370/2007 zusam-
mengefasst. Die hierfür grundlegenden und umstrit-
tenen Grundsatzregelungen finden sich in der nach-
folgend diskutierten Richtlinie COM(2013)29/2. 

4. Die Bemühung der EU-Kommission, endlich in 
allen EU-Staaten den Marktzugang zu nationalen 
Schienenpersonenverkehren diskriminierungsfrei zu 
öffnen, ist uneingeschränkt zu begrüßen. Bislang 
liegen hier erhebliche Asymmetrien vor, die vor al-
lem für deutsche Eisenbahnverkehrsunternehmen 
deutliche Nachteile bedeuten. So ist der deutsche 
Eisenbahnmarkt seit der Bahnreform 1994 für aus-
ländische Bahnen geöffnet, während in Nachbar-
staaten bislang keine nationalen Angebote durch 
deutsche Unternehmen zugelassen sind. 

Allerdings — und hier liegt die Brisanz des 4. Eisen-
bahnpaketes — verknüpft die Kommission die Endstu-
fe der Marktöffnung mit einer komplexen und äußerst 
restriktiven Vorgabe für die Organisationsstrukturen 
der Netzbetreiber. So wird in Artikel 7 Absatz 1 die 
institutionelle, das heißt eigentumsrechtliche Trennung 
von Infrastrukturbetreibern und Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen als generelle Regel festgeschrieben. Damit 
versucht die Kommission, das bislang nicht im EU-
Recht vorgeschriebene Unbundling über das 4. Eisen-
bahnpaket durchzusetzen und die entsprechende Nie-
derlage mit ihrem Vertragsverletzungsverfahren gegen 
die Bundesrepublik Deutschland vor dem EUGH am 
28. Februar 2013 (siehe Beitrag unten) zu korrigieren. 

Neben der bereits rechtlich geregelten Unabhängigkeit 
der Entscheidungsträger in vertikal integrierten Bahn-
unternehmen bei der Trassenzuweisung und der Festle-
gung der Trassenentgelte sollen nunmehr auch die In-
vestitions- und Instandhaltungsentscheidungen, die Fi-
nanzierung und die Planungsprozesse völlig unabhän-
gig erfolgen. Den Kontakt mit den Netznutzern sollen 
Koordinierungsausschüsse sicherstellen (Artikel 7d). 

Für bereits bestehende vertikal integrierte Bahnunter-
nehmen lässt der Vorschlag für die Mitgliedsstaaten in 
Artikel 7 Absatz 5 die Möglichkeit zu, bestehende 
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Strukturen, also auch eine Holding wie in Deutschland, 
zu erhalten. Durch differenzierte Vorgaben in Artikel 
7a bis 7c wird jedoch versucht, das Unbundling fak-
tisch auch hier durchzusetzen. Im Einzelnen: 

• Die Mitgliedsstaaten müssen die rechtliche Unab-
hängigkeit der Infrastrukturbetreiber von einer Hol-
dinggesellschaft oder anderen Teilgesellschaften des 
vertikal integrierten Bahnunternehmens sicherstel-
len. 

• Es dürfen keine direkten oder indirekten Beziehun-
gen zwischen Infrastruktur- und sonstigen Gesell-
schaften des integrierten Bahnunternehmens vorlie-
gen. 

• Finanztransaktionen zwischen Infrastrukturbetreiber 
und anderen rechtlichen Einheiten des vertikal in-
tegrierten Unternehmens sind unzulässig. Schulden 
des Netzbetreibers sind getrennt auszuweisen. 

• Infrastrukturbetreiber müssen völlig eigenständig 
Finanzmittel am Kapitalmarkt aufnehmen. Dividen-
denzahlungen aus den Ergebnissen des Infrastruk-
turbetreibers dürfen ausschließlich an den Endeigen-
tümer geleistet werden. Es wird ein eigenständiger 
Finanzierungskreislauf des Infrastrukturbetreibers in 
völliger Unabhängigkeit von den sonstigen Finan-
zierungskreisläufen des integrierten Bahnunterneh-
mens verlangt. 

• Besondere Anforderungen werden an die vollstän-
dige personale Unabhängigkeit des Infrastrukturbe-
treibers gestellt (Artikel 7b) Personelle Verflechtun-
gen über Aufsichtsgremien oder Vorstände und lei-
tende Mitarbeiter sind unzulässig. Der Aufsichtsrat 
des Infrastrukturbetreibers setzt sich aus Vertretern 
des Endeigentümers des integrierten Bahnunter-
nehmens zusammen. Nach ihrem Ausscheiden aus 
Aufsichtsrat, Vorstand und leitenden Funktionen 
dürfen Mitarbeiter des Infrastrukturbetreibers 3 Jah-
re lang keine leitenden Funktionen in einer anderen 
wirtschaftlichen Einheit des vertikal integrierten 
Bahnunternehmens übernehmen (Artikel 7b Absatz 
4). Gleiches gilt entsprechend für vergleichbare 
Mitarbeiter der übrigen rechtlichen Einheiten hin-
sichtlich Tätigkeiten für den Infrastrukturbetreiber. 

• Zu erwähnen ist noch eine ordnungspolitisch beson-
ders bedenkliche Möglichkeit, Eisenbahnverkehrs-
unternehmen den Zugang zu ausländischen Perso-
nenverkehrsmärkten zu verhindern (Artikel 7c Ab-
satz 3c). Sie tritt dann ein, wenn zwar vom vertikal 
integrierten Infrastrukturbetreiber sämtliche vorge-
schriebenen (und vorgenannten) Anforderungen er-
füllt werden, trotzdem die regulierungspolitisch ge-
wünschten gleichen Bedingungen für alle Eisen-
bahnunternehmen im Niederlassungsgebiet des Inf-
rastrukturbetreibers nicht gewährleistet werden kön-
nen. Die entsprechenden Beschwerden können von 

den (ausländischen) Mitgliedsstaaten vorgetragen 
und zur Sperrung ihrer Märkte herangezogen wer-
den. Diese unpräzise formulierte Restriktion kann 
letztlich als Freibrief für schwerwiegende Marktein-
griffe dienen. 

Beurteilung der neuen Kommissionsvorschläge 

Während die Überlegungen zur Ausweitung der Zu-
ständigkeiten der Europäischen Eisenbahnagentur zu 
begrüßen sind, insbesondere zur Verbesserung der Zu-
lassungsverfahren für Rollmaterial, aber auch die Öff-
nung der nationalen Eisenbahnpersonenverkehrsmärkte 
für weitere in- und ausländische Wettbewerber, sind die 
Vorgaben für die Struktur der Bahnunternehmen als 
völlig einseitig und ideologisiert zu charakterisieren. 

Es erstaunt, dass sich die Kommission — trotz ihrer 
Niederlage vom 28. Februar 2013 vor dem Europäi-
schen Gerichtshof im Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland bezüglich der Zulässigkeit der ver-
tikalen Holdingstruktur — erneut in bereits tradierter 
Weise gegen das Unbundling durchzusetzen versucht. 

In der Begründung des Richtlinienvorschlags zur 
„Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur“ verweist die 
Kommission ausschließlich auf eine Befragung von 
427 „Interessenträgern im Eisenbahnsektor“ (Rück-
laufquote 40 Prozent) sowie von 25 000 Fahrgästen und 
zwei Konferenzen und direkte Gespräche mit Interes-
senträgern. Überhaupt nicht erwähnt werden die zahl-
reichen wissenschaftlichen Analysen zu den Markt-, 
Effizienz- und Finanzierungseffekten bei alternativen 
Bundling-/Unbundlingstrukturen im Eisenbahnbereich. 
So fehlt jede Beschäftigung mit den Synergieeffekten 
und Transaktionskosten, wie sie beispielsweise in der 
international angelegten EVES-Studie (2012) „Econo-
mic effects of vertikal Rail Seperation in the railway 
sector“ erfolgt. Das gilt ebenso für die Roland-Berger-
Untersuchung (2012) „The optional set up of a railway 
system — Lessons learned from outside Europe“. Bei-
de Studien weisen deutliche positive Effizienzeffekte 
für das System Schienenverkehr bei Vertikalintegration 
von Netz und Transportbetrieb beziehungsweise die 
Schwächen und hohen Kostensteigerungen bei einem 
Unbundling nach. Die zusätzlichen Kosten durch verti-
kale Separierung werden europaweit auf 6 bis 15 Milli-
arden Euro jährlich geschätzt. 

Die Umsetzung der Kommissionsvorschläge zum Un-
bundling würde in Deutschland die positiven Wirkun-
gen der Bahnreform von 1994 nachhaltig schädigen. 
Die wichtigen Steuerungsmöglichkeiten für Investitio-
nen und Incentives für marktausgerichtetes strategi-
sches und operatives Verhalten des Netzbetreibers 
würden weitestgehend beseitigt. Die Finanzierungs-
grundlagen des Netzes würden mit dessen Schulden 
von 11 Milliarden Euro und fehlender Risikoübernah-
me durch die DB Holding völlig zulasten der Steuer-
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zahler verändert, zumal auch die jährlichen Beteiligun-
gen der Holding an den Ersatz- und Ausbauinvestitio-
nen entfallen. Die Netzgesellschaft liefe Gefahr, zu 
einer Netzverwaltungsgesellschaft in völliger Staatsab-
hängigkeit ohne nutzerrelevanten Effizienz- und Inno-
vationsdruck degradiert zu werden. 

Die EU-Kommission spricht von erwarteten Trassen-
preissenkungen durch die Umsetzung ihrer Strukturvor-
schläge. Wie sie zu dieser nicht nachvollziehbaren Hy-
pothese gelangt, bleibt nebulös. Auch hier gilt: Ideolo-
gie ersetzt nicht Rationalität. 

Europäische 
Verkehrspolitik 

Europäischer Gerichtshof 
bestätigt deutsches Holdingmodell 

Am 28. Februar 2013 hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) die Klagen der Europäischen Kommission 
gegen Deutschland und Österreich zur Umsetzung des 
Ersten Eisenbahnpakets in vollem Umfang zurückge-
wiesen. Der EuGH ist in seinem Urteil dem Schlussan-
trag des Generalanwaltes, Niilo Jääskinen, vom 06. Ju-
ni 2012 gefolgt (siehe Folge 95 der GRV-Nachrichten, 
Seite 3). 

Im Fall Deutschlands stellt diese höchstrichterliche 
Entscheidung den Abschluss einer langjährigen Ausei-
nandersetzung mit der Europäischen Kommission dar. 
Im Mittelpunkt dieser Auseinandersetzung steht die 
korrekte Umsetzung der EU-Vorgaben, insbesondere 
zur Entflechtung von Netz und Betrieb. Zusammen mit 
der positiven Wettbewerbsentwicklung und der nach-
haltigen Entlastung des Staatshaushalts bestätigt die 
Entscheidung, dass der in Deutschland mit der fünften 
Novelle des Allgemeinen Eisenbahngesetzes in den 
Jahren 2005/2006 eingeschlagene Weg zur Umsetzung 
des Ersten Eisenbahnpakets richtig war. 

Im Rahmen des Vierten Eisenbahnpakets (siehe Leitar-
tikel Aberle in dieser Ausgabe) will die Kommission 
neue Holdingstrukturen verbieten und vorhandene fak-
tisch unmöglich machen. 

Am 19. März 2013 hat der Verkehrsausschuss des Eu-
ropäischen Parlaments folgende Mitglieder des Euro-
paparlaments als Berichterstatter zu den sechs Aspek-
ten des vierten Eisenbahnpakets nominiert: 
• Said el Khadraoui: Verbesserung 2012/34 (Recast 

1. Eisenbahnpaket), 
• Mathieu Grosch: Revision 1370/2007 (gemeinwirt-

schaftliche Leistungen), 

• Roberts Zile: Änderungen Europäische Eisenbahn-
agentur, 

• Michael Cramer: Sicherheitszertifikate, 
• Izaskun Bilbao: Interoperabilität und 
• Jaromir Kohlicek: Außerkraftsetzung 1192/69. 

Haushaltsplanung der EU bis 2020 

Der Sondergipfel des Europäischen Rats am 22. und 
23. November 2012 zum Finanzrahmen der EU 2014 
bis 2020 wurde erfolglos beendet. Die EU-Staats- und 
-Regierungschefs einigten sich nun bei ihrem Gipfel-
treffen am 08. Februar 2013 auf ein Budget von 
960 Milliarden Euro für diesen Zeitraum. Dies ent-
spricht 1 Prozent des EU-Bruttonationaleinkommens, 
erstmals in der Geschichte der EU gab es eine Redukti-
on des Budgets, der Kommissionsvorschlag wurde um 
über 40 Milliarden Euro gekürzt. 

Zur Unterstützung des transeuropäischen Kernnetzes in 
diesem Zeitraum hatte die Kommission 31,7 Milliarden 
Euro vorgeschlagen (siehe Folge 95 der GRV-Nach-
richten, Seite 7), nunmehr stehen nur noch 23,2 Milli-
arden Euro zur Verfügung. Die Kommission geht für 
die Beseitigung von Engpässen im Kernnetz und für 
Lückenschlüsse von einem Investitionsvolumen von 
250 Milliarden Euro bis 2020 aus. Für internationale 
Projekte soll die Förderung aus Brüssel bis zu 40 Pro-
zent betragen. 

Am 13. März 2013 hat das Europäische Parlament zwar 
die Gesamtsumme von 960 Milliarden Euro akzeptiert, 
gleichzeitig aber Änderungen innerhalb des Haushalts 
verlangt, mit dem Ziel einer höheren Flexibilität. Nun 
sind Verhandlungen angesagt, um die Zustimmung des 
Parlaments zu erreichen. 

European Railway Award 2013 verliehen 

Am 26. Februar 2013 haben die Gemeinschaft der Eu-
ropäischen Bahnen und Infrastrukturgesellschaften 
CER (Community of European Railway and Infrastruc-
ture Companies) und der Verband der europäischen 
Bahnindustrie UNIFE (Union des Industries Ferroviai-
res Européennes) in Brüssel vor über 500 Gästen den 
Railway Award 2013 verliehen. 

Der Vizepräsident der Europäischen Kommission, Siim 
Kallas, sagte mit Blick auf das 4. Eisenbahnpaket: 
„Europas Bahnen stehen vielleicht vor dem radikalsten 
Wandel in ihrer Geschichte. Die Idee eine „echte Euro-
päische Eisenbahn“ zu haben, um unseren Kontinent zu 
einen, lebt in der Tat.“ 

Der Präsident der CER und Vorstand des italienischen 
Infrastrukturbetreibers FSI, Mauro Moretti, erklärte: 
„Wir unterstützen völlig den Vorschlag der Europäi-
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schen Kommission, die Europäische Eisenbahnagentur 
zu reformieren und die Öffnung des Eisenbahnmarkts 
für den Wettbewerb. Es ist sehr wichtig, die Zulas-
sungsprozesse für Bahnsysteme zu vereinfachen und 
ein Europäisches Sicherheitszertifikat für Bahnen zu 
haben, das wie beim Luft- und Straßenverkehr einen 
freien Verkehr der Züge ermöglicht. Jedoch haben wir 
gewaltige Zweifel bezüglich der Bahnstruktur und der 
Regulierung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen.“ 

Der politische Preis 2013 ging an den früheren Vor-
stand der SBB, Benedikt Weibel, den technischen Preis 
erhielt Dr. Johannes Nicolin, Technischer Direktor der 
AAE Holding AG. Während seiner 14 Jahre als Vor-
stand hat Weibel die strategische Ausrichtung der SBB 
geprägt, und dabei stets die Kundenbedürfnisse in den 
Mittelpunkt gestellt. Die Laudatio für Weibel hielt der 
frühere Schweizer Verkehrsminister Moritz Leuenber-
ger, der 2009 selbst Preisträger war (siehe Leitartikel 
Leuenberger in Folge 83 der GRV-Nachrichten). Leu-
enberger lobte Weibel mit den Worten: „Benedikt Wei-
bel hat sich ganz der Eisenbahn gewidmet. Er verstand 
perfekt, dass die Bahn für die Menschen, die sie nutzen 
und die für ihre Infrastruktur und den Betrieb bezahlen, 
da sein muss. Ohne öffentliche Unterstützung gibt es 
keine Eisenbahn.“ 

In seiner Dankesrede erinnerte Weibel daran, dass vor 
30 Jahre das Projekt Bahn 2000 in der Schweiz begon-
nen hat und nach Investitionen von 6 Milliarden 
Schweizer Franken in Infrastruktur und 3 Milliarden 
Franken in Fahrzeuge im Dezember 2004 realisiert war: 
„Seither ist der Öffentliche Verkehr in der Schweiz 
eine echte Alternative. Das Angebot ist extrem einfach: 
es gibt einen Zug oder Bus von überall nach überall, 
vom frühen Morgen bis zum späten Abend zur gleichen 
Minute jede Stunde und oft jede halbe Stunde. Als 
Konsequenz hat sich die Nutzung enorm entwickelt.“ 
Wegen der engen Wechselwirkungen zwischen Infra-
struktur und Eisenbahnbetrieb, plädierte Weibel nach-
drücklich für ihre weitere Einheit in einem Unterneh-
men. 

Verkehrspolitik in 
Deutschland 

Fortschritte beim 
Bundesverkehrswegeplan 2015 

Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer hat am 
01. Februar 2013 die Grundkonzeption für die Aufstel-
lung des neuen Bundesverkehrswegeplans 2015 
(BVWP 2015) vorgestellt. Sie sieht vor: 

1. Klare Priorisierung der Verkehrsinvestitionen: 
Investitionen in den Erhalt haben Vorrang vor Aus- und 
Neubau. Der Schwerpunkt beim Aus- und Neubau liegt 
auf Engpassbeseitigung auf den übergeordneten Netzen 
und Hauptachsen. 

2. Mehr Realismus bei der Finanzierbarkeit: Höhere 
Anforderungen an Kostenplanung bereits im Anmelde-
verfahren. Mehr Kostentransparenz von Anfang an. 

3. Bürgerbeteiligung von Anfang an: Nachvollzieh-
bare Festlegungen für eine bundesweite Verkehrspolitik 
auf Basis transparenter Grundlagen. Beteiligung der 
Öffentlichkeit. 

Ramsauer: „Der neue BVWP soll nur noch Projekte 
enthalten, die auch eine echte Chance auf Umsetzung 
haben. Auf Grund des hohen Erhaltungsbedarfs und der 
chronisch knappen Kassen werden Erhaltungsmaßnah-
men Vorrang vor Neubauprojekten haben. Bei Aus- 
und Neubaumaßnahmen werden wir uns überwiegend 
darauf konzentrieren, Engpässe auf den viel befahrenen 
Strecken zu beseitigen.“ 

Güterverkehr ist 2012 gesunken 

Der Güterverkehr in Deutschland ist im Jahr 2012 zu-
rückgegangen: Nach vorläufigen Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes vom 07. Februar 2013 sank das 
Transportaufkommen gegenüber dem Vorjahr um 
2,2 Prozent auf 4,3 Milliarden Tonnen. Die verhaltene 
konjunkturelle Entwicklung wirkte sich somit negativ 
auf die Güterbeförderung aus. 

Nach Verkehrszweigen stellt sich die Entwicklung des 
Güterverkehrs 2012 wie folgt dar: 
• Auf der Straße wurden vergangenes Jahr rund 

3,3 Milliarden Tonnen und damit 2,7 Prozent weni-
ger befördert als im Jahr 2011. 

• Der Güterverkehr der Eisenbahn ging im Jahr 2012 
ebenfalls um 2,7 Prozent zurück: Auf Schienen 
wurden 365 Millionen Tonnen transportiert. Die 
Tonnenkilometer sind von 113,3 Milliarden (2011) 
auf 109,8 Milliarden zurückgegangen. 

• Auch die Luftfahrt  verlor 2,7 Prozent an Tonnage: 
In Flugzeugen wurden 4,3 Millionen Tonnen Fracht 
befördert. 

• In der Binnenschifffahrt  war der prozentuale Rück-
gang der Beförderungsmengen mit minus 1,0 Pro-
zent auf 220 Millionen Tonnen etwas geringer. 

• Dagegen setzte sich in der Seeschifffahrt das 
Wachstum der beiden Vorjahre fort: Mit 298 Milli-
onen Tonnen wurden 1,8 Prozent mehr Güter beför-
dert als im Jahr 2011. 

• Beim Transport von Rohöl in Rohrleitungen stieg 
die Beförderungsmenge um 1,5 Prozent auf knapp 
88 Millionen Tonnen. 



6 GRV-Nachrichten Folge 96 • April 2013 

Öffentlicher Personenverkehr gestiegen 

Der öffentliche Personenverkehr in Deutschland nahm 
im Jahr 2012 weiter zu: Nach vorläufigen Angaben des 
Statistischen Bundesamtes vom 06. Februar 2013 stie-
gen die Fahrgastzahlen im öffentlichen Personenver-
kehr mit Bussen und Bahnen um 0,5 Prozent und die 
Fluggastzahlen im Luftverkehr um 1,8 Prozent gegen-
über dem Jahr 2011. 

Im Einzelnen stellt sich die Entwicklung des öffentli-
chen Personenverkehrs 2012 wie folgt dar: 

Im Nahverkehr mit Bussen und Bahnen unternahmen 
die Fahrgäste im Linienverkehr rund 10,9 Milliarden 
Fahrten, das waren 0,5 Prozent mehr als im Jahr 2011. 
Das Wachstum resultierte vor allem aus einer Zunahme 
im Nahverkehr mit Eisenbahnen (einschließlich S-Bah-
nen): Hier stiegen die Fahrgastzahlen 2012 um 2,6 Pro-
zent. Dagegen veränderte sich die Nutzung von Stra-
ßen-, Stadt- und U-Bahnen (plus 0,1 Prozent) und von 
Bussen (minus 0,2 Prozent) nur geringfügig. 

Der Fernverkehr mit Bussen und Bahnen wuchs stär-
ker als der Nahverkehr: Mit der Eisenbahn fuhren Fern-
reisende 131 Millionen Mal, das waren 4,5 Prozent 
mehr Fahrten als im Jahr 2011, die Personenkilometer 
sind um 5 Prozent auf 37,3 Milliarden gestiegen. Im 
Linienfernverkehr mit Omnibussen stiegen die Fahr-
gastzahlen um 5,1 Prozent auf 2,5 Millionen Reisende. 

In der Luftfahrt  setzte sich das Wachstum der beiden 
Vorjahre fort: Die Zahl der Passagiere auf deutschen 
Flughäfen erreichte 2012 mit 179 Millionen einen neu-
en Höchstwert. Gegenüber 2011 war das ein Anstieg 
von 1,8 Prozent. Die Zunahme ging dabei auf Flugrei-
sen ins Ausland zurück: Hier stieg die Zahl der Flug-
gäste um 2,7 Prozent auf 156 Millionen Passagiere. 
Dagegen sank das Inlandsaufkommen um 3,6 Prozent 
auf 23 Millionen Fluggäste. 

Die GRV ist über das Wachstum im Schienenpersonen-
fernverkehr erfreut, sieht aber das Wachstum im Bus-
fernverkehr und im Luftverkehr sehr kritisch. 

Verkehrshaushalt 2013 
beträgt 10,7 Milliarden Euro 

Der Deutsche Bundestag hat Ende November 2012 den 
Verkehrshaushalt 2013 über 10,7 Milliarden Euro ver-
abschiedet. Darin enthalten sind auch die zusätzlichen 
750 Millionen Euro (siehe Folge 95 der GRV-Nach-
richten, Seite 9). Mit den Extramitteln sollen laufende 
Straßenneubaumaßnahmen beschleunigt, zusätzlicher 
Spielraum für Erhalt und Modernisierung geschaffen 
und Radwege gebaut werden. Für die Schiene sind nur 
40 Millionen Euro für den Lärmschutz vorgesehen. 

Bundesminister Peter Ramsauer am 23. Novem-
ber 2012: „Die Bundesregierung erreicht das wichtige 
Ziel, die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur auf 
hohem Niveau sicherzustellen. Investiert wird dabei 
nach Bedarf und nicht nach Himmelsrichtung.“ Die 
Investitionen im Einzelplan 12 des BMVBS konnten 
gesteigert werden: 
• Zusatzmilliarde ab 2012 für alle Verkehrsträger 

durch das Infrastrukturbeschleunigungsprogramm I. 
• Zusätzliche 750 Millionen für alle Verkehrsträger ab 

2013 durch das Infrastrukturbeschleunigungspro-
gramm II. 

• Zusätzliche Milliarde für Schienenneubauprojekte 
für 2012 bis 2015 durch den „Finanzierungskreis-
lauf Schiene“ (unter anderem erhöhte Bahndividen-
de, Rückzahlung von Darlehen). 

• Zusätzliche 100 Millionen jährlich für die Straße 
durch Ausweitung der Lkw-Maut auf vierspurige 
Bundesstraßen. 

VDV begrüßt die Vorschläge der 
Daehre-Kommission 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) 
forderte am 19. Dezember 2012 eine sofortige Umset-
zung der Vorschläge aus dem Abschlussbericht der 
Daehre-Kommission. Danach fehlen für den Erhalt der 
deutschen Verkehrswege jährlich 7,2 Milliarden Euro 
in den nächsten 15 Jahren. Die Daehre-Kommission hat 
die Vorschläge der Pällmann-Kommission aus dem 
Jahr 2000 weiterentwickelt und einen umfassenden 
Finanzierungsvorschlag zur Beseitigung der Unterfi-
nanzierung in der Verkehrsinfrastruktur vorgelegt. Dar-
in sind bisherige Finanzierungselemente wie die Mine-
ralölsteuer mit neuen Vorschlägen zu Infrastrukturab-
gaben für Nutzer und Nutznießer von Verkehrswegen 
sinnvoll kombiniert. 

Im ermittelten Finanzbedarf von jährlich 7,2 Milliarden 
sind 1,4 Milliarden für das deutsche Schienennetz und 
0,6 Milliarden für die Infrastruktur der kommunalen 
ÖPNV-Unternehmen vorgesehen. Dazu VDV-Präsident 
Jürgen Fenske: „Wir brauchen also 2 Milliarden Euro 
nur für den reinen Bestandserhalt im öffentlichen Ver-
kehr, darin ist kein einziger Euro für Neu- und Ausbau 
enthalten. Im europäischen Vergleich schneidet unser 
Land ohnehin seit Jahren bei den Investitionen ins 
Schienennetz chronisch schlecht ab. Die Folgen werden 
unter anderem durch mehr und mehr Langsamfahrstel-
len täglich sichtbarer. Das geht zulasten der Bedürfnis-
se unserer Fahrgäste und der Wirtschaft.“ 

Kerngedanke der Daehre-Kommission ist die Schaf-
fung eines haushaltsunabhängigen Fonds zur Finanzie-
rung. „Auch dies ist ein richtiger Vorschlag, denn nur 
ein haushaltsunabhängiger Fonds sichert Stetigkeit und 
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Verlässlichkeit. Die Schweiz sollte uns dabei als Vor-
bild dienen. Dort gibt es seit vielen Jahren zwei Ver-
kehrsfonds — den so genannten FinöV-Fonds und ei-
nen Infrastrukturfonds — aus denen die öffentliche 
Hand zusätzlich zu den Haushaltsmitteln Infrastruktur- 
und Betrieb des öffentlichen Verkehrs finanziert“, er-
klärte Fenske. 

Die Daehre-Kommission weist auch darauf hin, dass 
die Finanzierung des Fonds nicht dazu führen dürfe, 
dass im Gegenzug die Mittel zum Aus- und Neubau 
von Verkehrswegen im Bundeshaushalt gestrichen 
werden. Das wäre ein Nullsummenspiel, mit dem der 
dramatische Nachholbedarf von 7,3 Milliarden jährlich 
nicht aufzuholen sei. Der Fonds müsse vielmehr als 
Sonderprogramm zur Rettung der deutschen Verkehrs-
infrastruktur angesehen werden, analog zu den Ver-
kehrsprojekten, die damals im Rahmen der deutschen 
Wiedervereinigung beschlossen wurden. 

Verteilung der Regionalisierungsmittel 
ist eventuell verfassungswidrig 

Nach Bahnreform und Regionalisierung hat sich der 
Bund verpflichtet, den Ländern finanzielle Zuwendun-
gen zu gewähren, damit diese SPNV-Leistungen bestel-
len können. Bisheriger Schlüssel für die Aufteilung der 
Basismittel auf die einzelnen Bundesländer ist der Be-
darf, um ein Verkehrsangebot wie im Fahrplanjahr 
1993/1994 — dem letzten Jahr vor der Bahnreform — 
bestellen zu können. 

Ein Rechtsgutachten im Auftrag der „ÖPNV-Zukunfts-
kommission NRW“ — eine vom Land Nordrhein-
Westfalen einberufene Kommission — kommt nun zu 
dem Ergebnis, dass der „historisch zufällige“ Fahrplan 
des Jahres 1993/1994 keine dauerhaft tragfähige Be-
messungsgrundlage für die den einzelnen Ländern ge-
währte Zuschusshöhe ist. Vielmehr müssten weitere 
objektive und aktuelle Kriterien (zum Beispiel Ein-
wohnerzahl und weitere „sachgerechte verkehrswissen-
schaftliche Indikatoren“) als Maßstab herangezogen 
werden. So wohnen in NRW 21,8 Prozent der bundes-
deutschen Bevölkerung, das Land bekommt aber nur 
15,8 Prozent der bundesweit zur Verfügung stehenden 
Regionalisierungsmittel. Eine nicht sachlich begründ-
bare unterschiedliche Behandlung der Länder durch 
den Bund sei verfassungswidrig. 

Das Gutachten wurde von Prof. Dr. Christian Waldhoff, 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Finanzrecht an der 
Humboldt-Universität zu Berlin, erstellt, und kann von der 
Seite des Ministeriums für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen herunter-
geladen werden: 
www.mbwsv.nrw.de/aktuelle_Meldungen_Startseite/2013_01_11__
_PNV_Zwischenbericht/Rechtsgutachten_Zukunftskommission_20

13-01-11.pdf. 

Nachhaltigkeit 
Weltklimagipfel in Doha 
mit Minimalergebnis 

Die Weltklimakonferenz in Doha, Katar (26. November 
bis 8. Dezember 2012, COP 18) hat nach schwierigen 
Verhandlungen eine zweite Verpflichtungsperiode un-
ter dem Kyoto-Protokoll beschlossen. Neben der EU 
beteiligen sich nur Australien, Norwegen, die Schweiz, 
Liechtenstein, Monaco, Kroatien und Island. Somit 
werden nur rund 14 Prozent der globalen Emissionen 
erfasst. Der Ausstoß der großen Verursacher wie insbe-
sondere die USA, China, Japan, Brasilien, Südafrika, 
Indien oder Kanada ist nicht erfasst. 

In Doha wurde auch das Arbeitsprogramm für das bis 
2015 auszuhandelnde neue Klimaschutzabkommen 
verabschiedet, das ab 2020 weltweite verpflichtende 
Reduktionen festschreiben soll. Bereits im Dezember 
2010 hatten sich 194 Staaten in Cancún (COP 16) zur 
Begrenzung des Temperaturanstiegs auf 2 Grad Celsius 
verständigt. Dieses Ziel erfordert die sofortige massive 
Reduzierung aller Treibhausgase (THG): Die Klima-
veränderung und das Ansteigen der Meere könnten so 
gebremst werden. Mit Katar war erstmals ein Ölstaat 
Gastgeber der jährlichen UN-Klimakonferenz. 

Der Verkehr hat 2011 in der EU 24 Prozent aller Treib-
hausgase (THG) ausgestoßen. Seine Emissionen sind 
von 1990 bis 2010 um 27 Prozent gestiegen (siehe Be-
richt unten).Als einziger Sektor mit gestiegenen Emis-
sionen, muss auch der Verkehr seine THG reduzieren. 

Die GRV ist enttäuscht von dem schwachen Ergebnis in 
Doha: Die Begrenzung der Erderwärmung auf 2 Grad 
Celsius dürfte nicht mehr möglich sein. Um die Emissi-
onen des Verkehrs drastisch zu reduzieren, reichen 
technische Maßnahmen allein nicht aus. Erforderlich 
ist die Verwirklichung der Kostenwahrheit im Verkehr. 
Dadurch würde ein gewisser Verkehr entfallen und die 
Verlagerung zur umweltverträglichen Schiene unter-
stützt. 

Europäische Umweltagentur 
veröffentlicht den Bericht „TERM 2012“ 

Am 27. November 2012 hat die Europäischen Umwelt-
agentur ihren Bericht für 2012 TERM (Transport and 
Environment Reporting Mechanism) veröffentlicht. Bei 
den Kernindikatoren gibt es nur minimale Rückgänge 
der negativen Umweltwirkungen des Verkehrs. So sind 
die Treibhausgase von 2009 nach 2010 nur um 0,4 Pro-
zent zurückgegangen, für 2011 wird ein ähnlicher 
Rückgang erwartet. 
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In der heutigen EU hat der Verkehr im Jahr 2011 24 
Prozent aller THG ausgestoßen. Seine Emissionen sind 
von 1990 bis 2010 insgesamt um 27 Prozent gestiegen 
(siehe Grafik). Am meisten stiegen die des internatio-
nalen Luftverkehrs mit 90 Prozent, damit verursacht 
der Luftverkehr 3 Prozent aller THG. Für den Löwen-
anteil an allen THG ist mit 17 Prozent der Straßenver-
kehr verantwortlich. Der Verkehr ist der einzige Sektor 
mit gestiegenen Emissionen. Die starken Rückgänge in 
allen Sektoren im Jahr 2009 sind insbesondere der 
Wirtschaftskrise zuzuschreiben. Um das Ziel der EU 
für das Jahr 2050 (minus 60 Prozent THG, Basis 1990) 
zu erreichen, müssen die THG des Verkehrs gegenüber 
2010 um 68 Prozent reduziert werden. 

 

Der Bericht verlangt auch eine Verlagerung des Ver-
kehrs von der Straße auf weniger umweltbelastende 
Verkehrsträger, zusätzlich zu den technischen Verbes-
serungen. Die Umweltagentur weist auch darauf hin, 
dass der Kauf eines Pkw real immer billiger geworden 
ist und dass die Verkehrsmittelwahl durch Preise beein-
flusst werden kann. (Anmerkung: durch die von der 
GRV seit langem geforderte Kostenwahrheit im Ver-
kehr). 

Ehrgeizige Umweltziele des Bahnsektors 

Am 28. November 2012 haben die Bahnverbände CER 
(Brüssel) und UIC (Paris) die Umweltstrategie der Eu-
ropäischen Bahnen veröffentlicht: „Moving towards 
Sustainable Mobility: A strategy for 2030 and beyond 
for the European railway sector“. 

Die zentralen Ziele der Bahnen für die Jahre 2030 und 
2050 sind: 
• Die spezifischen Kohlendioxid-Emissionen sollen 

gegenüber 1990 um 50 Prozent reduziert werden; 
2050 soll der Bahnbetrieb Kohlendioxid frei sein. 

• Der spezifische Energieverbrauch soll gegenüber 
1990 um 30 Prozent und bis 2050 um 50 Prozent re-
duziert werden. 

• Zur Verringerung der Luftverschmutzung sollen die 
Emissionen von Stickoxiden und Feinstaub (PM 10) 

gegenüber 2005 um 40 Prozent reduziert werden 
und 2050 ganz entfallen. 

• Der Lärm soll 2050 für die Schiene kein Problem 
mehr darstellen und einen 24-stündigen Betrieb im 
Personen- und Güterverkehr ermöglichen. 

Um die Zielerreichung zu verfolgen, werden CER und 
UIC jährlich einen Monitoring-Bericht veröffentlichen. 

Die englischsprachige Kurzfassung dieser Strategie kann 
heruntergeladen werden: 
www.uic.org/IMG/pdf/pres-strategy.pdf. 

Eisenbahnen allgemein 
Die Innovationskonstante der Bahn 

Prof. Dr. Ulrich Weidmann 
ETH Zürich 

Nach einem Vortrag bei der Konferenz IT 13 Rail 
(siehe Veranstaltungen) 

In ihren Grundzügen ist die Bahn ein zweihundertjähri-
ges System und gilt als ausgereift. Nennenswerte Wei-
terentwicklungsfähigkeiten werden ihr nicht zugespro-
chen. Wäre dies so, dann würde dies ihren Untergang 
bedeuten, denn die Anforderungen bezüglich Pünkt-
lichkeit, Zuverlässigkeit und Flexibilität steigen lau-
fend, bei sinkender Zahlungsbereitschaft von Markt 
und Politik. Die Trennung der Verkehrsarten wird wei-
terhin nicht finanzierbar sein, weshalb der Mischbetrieb 
die Regel bleibt. Schließlich wird auch die Bahn ver-
mehrt Energie sparen müssen. 

Ist die Bahn wirklich nicht mehr innovationsfähig oder 
erkennt man die Innovationen nur zu wenig? Innovati-
onen verbreiteten sich im System Bahn nach menschli-
chen Maßstäben stets langsam. Das Stahlrad auf Stahl-
schiene geht auf 1780 zurück, die Dampflokomotive 
auf 1800, das mechanische Stellwerk auf 1860, der 
elektrische Antrieb und der automatische Streckenblock 
auf 1880, die Diesellokomotive auf 1910 oder die 
Hochgeschwindigkeitsbahn auf 1930. Alle diese Inno-
vationen hatten sich erst vier Jahrzehnte später unange-
fochten durchgesetzt und dennoch entstand über die 
Zeit ein Verkehrssystem, welches — außer dem 
Grundprinzip — nichts mehr mit den ursprünglichen 
englischen Kohlebahnen gemeinsam hatte. 

Diese Beispiele liegen weit zurück und es stellt sich 
daher die Frage, ob sich die Innovation in jüngerer Zeit 
nicht doch verlangsamt hat oder gar zum Stillstand 
kam. Mit anderen Worten: Gilt diese Innovationskon-
stante von vierzig Jahren immer noch? 

Überblickt man die letzten vierzig Jahre, also die Epo-
che seit 1973, so zeigt sich: Die Fahrgäste profitieren 
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heute von Integrierten Taktfahrplänen, der Vollklimati-
sierung der Fahrzeuge, dynamischen Fahrgastinforma-
tionssystemen, WLAN, Internet-Ticketing und der 
durchgängigen Behindertengerechtigkeit. Im Güterver-
kehr haben sich intermodale Transport- und Umschlag-
konzepte verbreitet. Hochgeschwindigkeitsbahnen ha-
ben ihre Tauglichkeit bis 350 Stundenkilometer bewie-
sen, Neigezüge mehrheitlich auch. Hochleistungs-
Drehstromlokomotiven, Doppelstock-Triebzüge, Fahr-
zeug-Baukastensysteme des Stadt- und Regionalver-
kehrs und Niederflurfahrzeuge sind nun Stand der 
Technik, ebenso luftgefederte Drehgestelle und Schei-
benbremsen. Bei der Infrastruktur sind schließlich die 
Betonschwelle, die Feste Fahrbahn, das elektronische 
Stellwerk, die Leit- und Automationstechnik und die 
Führerstandssignalisierung nach ETCS Level 2 zu nen-
nen. 

Die Bahn von 2013 ist demnach mit jener von 1973 
kaum mehr zu vergleichen und die Innovationskonstan-
te von 40 Jahren scheint immer noch zu gelten — die 
Bahn ist innovativ geblieben! Damit lässt sich aus den 
Innovationen von heute die Bahn des Jahres 2053 ablei-
ten. Aktuelle Schlüsselinnovationen sind insbesondere 
(1) die Präzisionsmaximierung der Betriebsprozesse, 
(2) informations- und produktionstechnische Regelkrei-
se und (3) die Automation von Produktionsprozessen. 
Die Ausrüstung der Güterzüge mit Informationstechno-
logie, verbunden mit der automatischen Kupplung und 
neuen Fahrwerken, werden zu flinken Güterzügen mit 
Fernverkehrseigenschaften führen. Die Zugsicherungs-
systeme, insbesondere ETCS Level 2, werden das Fah-
ren im physikalisch kürzest möglichen Abstand von 
rund 100 Sekunden gestatten. Um dies operativ nutzen 
zu können, werden neue Fahr- und Gleisbelegungsplä-
ne in einer Kadenz von einer bis zwei Minuten automa-
tisch generiert werden, unter Berücksichtigung der 
aktuellen und künftigen Betriebslage. Damit die sehr 
präzisen Zeitfenster durch die Züge genutzt werden 
können, erhalten diese über informationstechnische 
Regelkreise permanent sehr präzise Vorgaben zur Fahr-
weise. Da dies die Möglichkeiten des Menschen bei 
hoher Zugsdichte überfordert, werden die Züge auto-
matisch durch die Knotenbereiche des Netzes geführt. 

Auch künftig werden Störungen nicht gänzlich ausblei-
ben. Lässt sich aber ihre mutmaßliche Dauer genauer 
prognostizieren, so können angemessenere und wirt-
schaftlichere Dispositionsmaßnahmen getroffen wer-
den. Die Information der Personen- und Güterverkehrs-
kunden lässt sich zudem markant verbessern. Mathema-
tische Verfahren werden es zusätzlich erlauben, zu 
erwartende Ausfälle von Komponenten zuverlässig zu 
prognostizieren. Damit können proaktive Maßnahmen 
ergriffen und gefährdete Komponenten präventiv er-
setzt werden. 

Die Bahn des Jahres 2053 wird somit eine hochpräzise, 
reagible, proaktive, robuste und wirtschaftliche Bahn 
sein, gekennzeichnet durch: 
• Annäherung der Zugseigenschaften von Personen- 

und Güterzügen, 
• Planerische und operative Genauigkeit von 10 Se-

kunden, 
• Netzweite, rollend optimierte neue Fahrpläne mit 

automatischer Konflikterkennung und unter Einbe-
zug der Netzeffekte, 

• Automatische Führung der Züge in Knoten, 
• Interaktion zwischen automatisierter Fahrplanauto-

matisierung und automatischer Zugsführung, 
• Präzise Prognose der Dauer und Auswirkung von 

technischen und betrieblichen Störungen, 
• Integrale Überwachung der Infrastruktur mit integ-

rierter Prognose der Ausfallzeitpunkte sowie proak-
tiven Interventionen sowie 

• Integrierte Informationskreise für Fahrgäste und 
Güterkunden. 

Alle nötigen Innovationen liegen in ihren Grundprinzi-
pien heute vor und warten auf ihre Anwendung! 

DB steigert im Jahr 2012 
Umsatz und Gewinn 

Bei der Vorstellung des Geschäftsberichts 2012 am 
21. März 2013 in Berlin zeigte sich DB-Vorstandsvor-
sitzender Dr. Rüdiger Grube sehr zufrieden: „Mehr 
Umsatz, mehr Gewinn, mehr Investitionen und vor 
allem ein neuer Fahrgastrekord in unseren Zügen: All 
diese Zahlen zeigen, dass wir mit unserer neuen Strate-
gie DB2020 (siehe Leitartikel Grube in Folge 94 der 
GRV-Nachrichten) auf einem richtigen und erfolgrei-
chen Weg sind.“ 

Der Umsatz der DB im Geschäftsjahr 2012 erhöhte sich 
gegenüber dem Vorjahr um 1,4 Milliarden Euro (plus 
3,7 Prozent) auf 39,3 Milliarden Euro. Das bereinigte 
operative Ergebnis (EBIT bereinigt) erhöhte sich im 
Jahr 2012 um 399 Millionen Euro (plus 17,3 Prozent) 
auf 2,7 Milliarden Euro. Die Netto-Finanzschulden 
konnten um 226 Millionen Euro (minus 1,4 Prozent) 
auf 16,4 Milliarden Euro gesenkt werden. 

Die Investitionen in Fahrzeuge und Infrastruktur 
waren mit 8 Milliarden Euro 500 Millionen Euro 
höher als 2011. Die Netto-Investitionen, das sind die 
Investitionen nach Abzug aller Investitionszuschüsse, 
insbesondere des Bundes, stiegen um 35,7 Prozent 
oder 918 Millionen Euro auf 3,5 Milliarden Euro. 

Der Schienenpersonenverkehr vermeldet deutlich 
mehr Fahrgäste, mit einem Zuwachs von 49 Millionen 
Reisenden im Jahr 2012. Im Jahresverlauf beförderte 
die DB in ihren Zügen insgesamt 1,97 Milliarden Fahr-
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gäste (ohne Arriva). Dies ist umso bemerkenswerter, 
als dass im gleichen Zeitraum die Anzahl der inner-
deutschen Flugreisenden um 3,8 Prozent und die Zahl 
der Pkw-Neuzulassungen in Deutschland um 2,9 Pro-
zent zurückgegangen sind. Bei der Schiene ist die Ver-
kehrsleistung im Jahr 2012 um 4 Prozent oder 3,1 Mil-
liarden Personenkilometer (Pkm) auf 82,4 Milliarden 
Pkm (ohne Arriva) gestiegen. Davon entfallen 37,4 
Milliarden Pkm (plus 5,0 Prozent) auf den Fernverkehr 
und 45,0 Milliarden Pkm (plus 3,1 Prozent) auf den 
Regionalverkehr. 

 
Der DB-Vorstand bei der Bilanzpressekonferenz am 21. März 2013. 
Von links: Gerd Becht (Vorstand Compliance, Datenschutz, Recht), 
Ulrich Homburg, (Vorstand Personenverkehr), Dr. Richard Lutz 
(Vorstand Finanzen), Dr. Rüdiger Grube (Vorstandsvorsitzender), 
Oliver Schumacher (Pressesprecher DB AG) und Ulrich Weber 
(Vorstand Personal). Aufgrund kurzfristiger Erkrankung fehlten 
Dr. Volker Kefer (Vorstand Technik und Infrastruktur) sowie 
Dr. Karl-Friedrich Rausch (Vorstand Transport und Logistik). 
Foto: DB AG / Pablo Castagnola. 

Im Busverkehr ging die Zahl der Fahrgäste aufgrund 
fallender Schülerzahlen um 4,1 Prozent auf 725,4 Mil-
lionen zurück, die Personenkilometer fielen um 3,9 
Prozent auf 8,4 Milliarden. 

Als Folge der schwachen Konjunktur sank die Ver-
kehrsleistung im Schienengüterverkehr um 5,4 Pro-
zent auf 105,9 Milliarden Tonnenkilometer. Dazu Gru-
be. „ Umso mehr sind wir stolz darauf, dass DB Schen-
ker Rail Deutschland in dieser Situation den Turna-
round geschafft hat und einen Ergebnisbeitrag von fast 
17 Millionen Euro ausweisen kann.“ 

Uneinheitlich war die Entwicklung bei DB Schenker 
Logistics. So war das Sendungsvolumen im europäi-
schen Landverkehr fast konstant: die Zahl der Sendun-
gen ging im Jahresverlauf geringfügig um 0,5 Prozent 
zurück. Beim Luftfrachtvolumen gab es einen Rück-
gang um 4,7 Prozent. Dagegen vermeldet die Seefracht 
einen Anstieg des Volumens um 8,1 Prozent. Mit ei-
nem Umsatz-Plus von 17,7 Prozent konnte die Kon-
traktlogistik ihre dynamische Entwicklung fortsetzen. 

Die Trassennachfrage nahm im vergangenen Jahr 
ebenfalls konjunkturbedingt um 1,1 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr auf 1,0 Milliarden Trassenkilometer ab. 
Die externen Bahnen konnten ihren Anteil weiter stei-

gern und verbesserten sich um 4,9 Prozent, damit stel-
len sie nun 22,2 Prozent der Gesamtnachfrage. Ein 
leichtes Plus um 0,8 Prozent gab es 2012 bei der Zahl 
der Stationshalte. 

Finanzvorstand Dr. Richard Lutz betonte: „All unsere 
Geschäftsfelder sind in den schwarzen Zahlen. Auch 
wenn 2013 einige Unsicherheiten bleiben, so sind wir 
für das laufende Jahr verhalten optimistisch.“ 

Grube sieht für das Jahr 2013 acht große Herausforde-
rungen: 
• Unübersichtliche Lage auf den Märkten, 
• Fahrzeugverfügbarkeit, 
• Verbesserung des Ergebnisses im Regionalverkehr, 
• Weitere Reduzierung des Lärms von Güterzügen, 
• Politik der EU-Kommission bei der Trennung von 

Netz und Betrieb, 
• Mögliche Belastungen aus der Reform der EEG-

Umlage, 
• Infrastrukturfinanzierung und 
• „Die DB steht zu Stuttgart 21, und wir hoffen sehr, 

dass auch die übrigen Projektpartner ihre Verant-
wortung übernehmen und wir gemeinsam das Pro-
jekt konstruktiv voranbringen können.“ 

SBB verbessert Ergebnis im Jahr 2012 
bei stagnierender Nachfrage 

In der Bilanzmedienkonferenz am 26. März 2013 prä-
sentierte die SBB AG in Zürich ihre Ergebnisse für das 
Jahr 2012. 

Der Präsident des Verwaltungsrats der SBB, Ulrich 
Gygi, eröffnete die Konferenz und nannte drei große 
Herausforderungen für die SBB: 

1. Die Öffentlichkeit sollte die SBB auch als Unter-
nehmen verstehen, das Ertragskraft und Gewinn für 
Investitionen und Schuldenabbau benötigt. 

2. Beibehaltung der bewährten Struktur der SBB. Mit 
Blick auf das 4. Eisenbahnpaket der EU sei in der 
Schweiz ein diskriminierungsfreier Zugang zur Infra-
struktur gewährleistet und so Gygi: „Die Stärke des 
Systems Eisenbahn liegt darin, dass Infrastruktur und 
Eisenbahnbetrieb in einer Hand liegen.“ 

3. Zustimmung des Nationalrats zu FABI (Finanzierung 
und Ausbau der Bahninfrastruktur). FABI beschreibt 
ein konkretes Ausbauprogramm (unter anderem Halb-
stundentakt auf weiteren Strecken, Ausbau der Knoten 
Genf und Lausanne) für die nächsten 10 bis 15 Jahre 
und enthält ein auf Dauer ausgerichtetes Finanzie-
rungsmodell. 

Gygi beendete seine Ausführungen mit den Worten: 
„Ein herzlicher Dank an Mitarbeitende, Kunden, Bund 
und Kantone.“ 
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Die Ursachen für eine stagnierende Verkehrsnachfrage 
im Jahr 2012 sieht Andreas Meyer, CEO der SBB, im 
Umfeld mit schwächerer Konjunktur, hohem Franken-
kurs, Abbau von Industriekapazitäten und rückläufigem 
Tourismus. Insgesamt beförderte die SBB 967 000 
Kundinnen und Kunden pro Tag, etwas weniger als 
2011 (977 000). Die gesamten Personenkilometer 
(Pkm) verminderten sich von 17,7 auf 17,5 Milliarden. 
Laut Meyer ist dies auch darauf zurückzuführen, dass 
2012 keine signifikanten Angebotsausbauten realisiert 
wurden. Der Regionalverkehr ist um 1,6 Prozent auf 
4,6 Milliarden Pkm gewachsen, dagegen gab es im 
nationalen Fernverkehr einen Rückgang um 2,1 Prozent 
auf 12,9 Milliarden Pkm. Vor allem der Freizeit- und 
Tourismusverkehr büßte ein; der Pendler- und Ge-
schäftsreiseverkehr ist weiter gewachsen. Der internati-
onale Personenverkehr wuchs um rund 6 Prozent bei 
den Personenkilometern, insbesondere auf den Strecken 
Zürich – Paris sowie der Rheinschiene in Richtung 
Frankfurt. Bei der Pünktlichkeit konnte 2012 die Rate 
der Anschlüsse weiter erhöht werden, und zwar von 
97,7 auf 98,3 Prozent. 

Der Güterverkehr  war mit der europaweiten Konjunk-
turschwäche konfrontiert sowie mit dem Abbau von 
Industriekapazitäten. Erschwerend hinzu kam die drei-
malige Sperre der Gotthard-Bergstrecke wegen Felsab-
brüchen bei Gurtnellen. Die Verkehrsleistung von SBB 
Cargo lag 2012 mit 12,1 Milliarden Nettotonnenkilo-
metern minus 1,7 Prozent unter dem Vorjahr. Mit der 
konsequenten Ausrichtung des Angebotes im Güterver-
kehr auf die Stärken der Eisenbahn steuerte die SBB 
dagegen. 

Die Infrastruktur  in der Schweiz ist 2012 nochmals 
intensiver genutzt worden. Die Zahl der Trassenkilome-
ter ist leicht gestiegen um 0,3 Prozent auf 165,6 Millio-
nen. Die Zahl der Züge je Hauptgleis und Tag stieg um 
0,4 Prozent auf 96,7. Der Unterhalt des Schienennetzes 
wurde intensiviert, der Nachholbedarf hat sich bei 
1,8 Milliarden Franken stabilisiert. 

Trotz der stagnierenden Verkehrsnachfrage konnte der 
Finanzchef der SBB, Georg Radon, gegenüber dem 
Vorjahr ein besseres Ergebnis melden: Das Konzern-
ergebnis 2012 beträgt 422,5 Millionen Schweizer Fran-
ken (2011: 338,7 Millionen Franken). Einmaleffekte 
und Rückstellungsauflösungen im Umfang von 93 Mil-
lionen Franken haben das Ergebnis gestützt. Bereinigt 
um diese einmaligen Effekte hat sich die Ertragskraft 
im Vergleich zum Vorjahr jedoch nur leicht verbessert. 
Die Nettoschulden konnten auf 6,8 Milliarden Franken 
reduziert werden (2011: 7,5 Milliarden Franken), dar-
aus resultierte ein geringerer Finanzierungsbedarf. 

Im vergangenen Jahr hat die SBB die Investitionen 
gegenüber dem Vorjahr um 29 Prozent auf 3,2 Milliar-
den Franken erhöht. Dies ist zurückzuführen auf Inves-
titionen der öffentlichen Hand wie die Zürcher Durch-

messerlinie oder die Verbindung zwischen Genf und 
dem französischen Annemasse (benannt „CEVA“, nach 
den Anfangsbuchstaben Cornavin – Eaux-Vives – An-
nemasse) und auf hohe Investitionen in Rollmaterial. 

 
Von links: Georg Radon (Finanzvorstand der SBB), Andreas Meyer 
(Vorstandsvorsitzender) und Ulrich Gygi (Verwaltungsratspräsi-
dent) bei der Bilanz-Pressekonferenz der SBB am 26. März 2013. 
Foto: Gunther Ellwanger. 

Der Schweizer Staat verlangt von der SBB keine Divi-
dende: „Unsere Dividende ist ein Beitrag an die Le-
bensqualität und die Attraktivität der Schweiz“ so 
Meyer bei der Medienkonferenz. 

In den kommenden Jahren wird es einen schrittweisen 
Angebotsausbau geben: Im Regional- und Fernverkehr 
werden neue Doppelstockzüge eingesetzt, für den Ita-
lienverkehr neue ETR-Züge, 2014 geht die erste Etappe 
der Zürcher Durchmesserlinie in Betrieb sowie die 
Verbindung Mendrisio – Varese, 2016 folgt dann das 
Großereignis mit der Inbetriebnahme des Gotthard 
Basistunnels und 2017 CEVA. 

Feedback Loop — 
Was die SBB aus Ist-Daten lernt 

Dr. Helga Labermeier 
SBB Infrastruktur, Fahrplan und Angebot 

Nach einem Vortrag bei der Konferenz IT 13 Rail 
(siehe Veranstaltungen) 

Bevor ein Zug fährt, werden viele Annahmen über ihn 
getroffen. Dies beginnt in der strategischen Planung mit 
den erwarteten Reisendenzahlen und endet in der Dis-
position mit der Prognose, wann der Zug in den nächs-
ten Minuten wo sein wird und welche Konflikte ihn 
betreffen werden. Prognosen basieren aber immer auf 
Annahmen und Modellen sowie sehr viel Wissen und 
Erfahrung der involvierten Mitarbeitenden. 

Erst nach der Zugfahrt sind genaue Messungen mög-
lich. Sind die Erwartungen nicht eingetroffen, können 
Analysen die Ursachen dafür aufdecken und Maßnah-
men zur Verbesserung getroffen werden. Dabei wird 
gleichzeitig das Fachwissen erweitert und die künftige 
Prognosefähigkeit verbessert. 
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Nachfolgend wird ein Ziel fokussiert: Die Pünktlichkeit 
zu steigern, beziehungsweise die bereits hohen Pünkt-
lichkeitswerte zu halten. Dies ist eine Aufgabe des ge-
samten Konzerns: „Die Pünktlichkeit ist der Maßstab 
einer integrierten Unternehmung“ (Andreas Meyer, 
Vorstand SBB AG). 

Pünktlichkeit 

Fast jeder Geschäftsbereich der SBB trägt zum Errei-
chen der Pünktlichkeitsziele bei. Darum sind die Be-
triebsdaten, welche vom Dispositionssystem RCS täg-
lich in Form von Ist- sowie Soll-Ankunfts- und -
Abfahrtszeiten an allen Bahnhöfen in eine Datenbank 
geschrieben werden, die wichtigsten Daten zur Beurtei-
lung des gesamten Räderwerks. Diese Daten werden 
zudem mit den Reisendenzahlen verknüpft um die ge-
wünschte Kundenpünktlichkeit messen zu können. 

Das konzernweite Kundenpünktlichkeitsziel wird weit 
heruntergebrochen. So erhält jeder größere Knoten ein 
eigenes, realistisches, aber auch anspruchsvolles Pünkt-
lichkeitsziel. Die Reportings über die Zielerreichung 
erfolgen regelmäßig und dienen der Leitung als Füh-
rungsinstrument. 

Im Bereich Fahrplan wurde zudem eine Pünktlichkeits-
netzgrafik entwickelt, in welcher die Pünktlichkeits-
werte der einzelnen Linien monatlich ausgewiesen 
werden. So lassen sich Problemfelder sehr schnell er-
kennen. Diese werden dann mit Hilfe der von der SBB 
entwickelten Open Time Table Software (OTT, 
www.via-con.de/development/open-timetable-ott) im 
Detail analysiert. Die Maßnahmen, die sich aus den 
Erkenntnissen ergeben, fließen entweder direkt in den 
laufenden Fahrplan ein — beispielsweise durch Fahr-
wegänderungen — oder werden spätestens im nächsten 
Fahrplan berücksichtigt. Gewonnen ist in jedem Fall 
weiteres Business Know-How. 

Aufgrund der Wichtigkeit der Betriebsdaten werden 
diese in einer Datenbank abgelegt, welche vielen Nut-
zern mittels der Software Business Objects zur Analyse 
zur Verfügung stehen. Auch Open Time Table wird 
von einer breiten Nutzergemeinde verwendet. 

Störungen 

Die zweitwichtigste Datenquelle, um geeignete Pünkt-
lichkeitsziele zu definieren, ist ERZU (Ereignisse 
Zugsverkehr). Dort werden durch die Disponenten in 
den Betriebszentralen manuell alle Störungen mit Ver-
spätungsfolge erfasst und einer Ereigniskategorie zuge-
ordnet (zum Beispiel Türstörung). Jeder Störung wer-
den alle direkt und indirekt betroffenen Züge zugewie-
sen. 

Ziel ist es nicht nur die Anzahl der aufgetretenen Stö-
rungen im Rahmen zu halten, sondern auch die Piket- 

beziehungsweise Interventionszeiten zu optimieren. 
Dies wird gemessen über die Anzahl von einer Störung 
betroffener Züge, beziehungsweise der verursachten 
Reisendenverspätungsminuten. 

Auch die ERZU-Datenbank ist mittels der Software 
Business Objects allen Analysten zugänglich. 

Sonstiges 

Daneben gibt es aber auch sehr viele Datenquellen, die 
heute noch nicht in Datenbanken geschrieben werden. 
Diese Daten sind nur noch sehr wenigen Spezialisten 
mit Spezialwerkzeugen (SAS, Matlab) zugänglich. Sie 
eignen sich deshalb nicht für Reportings oder Zieldefi-
nitionen, sind aber für Einzelanalysen extrem wertvoll. 

So werden derzeit die Halte im S-Bahnverkehr analy-
siert um die Planungsgrundlagen zu überarbeiten. Dazu 
werden die Logfiles der Fahrzeugplattformen sowie der 
Fahrgastzählanlagen ausgewertet. Auch RCS wird von 
den Erkenntnissen profitieren und die Prognosefähig-
keit über einen Halt hinweg verbessern. 

Eine weitere Quelle sind die RCS-Archiv-Daten, wel-
che täglich als zirka 500 Megabyte große xml-Dateien 
herausgeschrieben werden. Diese beinhalten sehr viel 
mehr Details als die Informationen, die in die Daten-
bank für Pünktlichkeitsauswertungen geschrieben wer-
den. So ist zum Beispiel für jedes Signal bekannt, wann 
dieses für welchen Zug auf Fahrt gegangen ist und 
wann der Zug das Signal befahren hat. Diese Informa-
tion wurde genutzt um im Sekundenbereich Primär- 
und Sekundärverspätungen quantifizieren zu können. 
Damit konnte das seit 2011 eingesetzte Fahrplan-
Stabilitätsmodell OnTime (www.ontime-rail.com) annä-
hernd automatisch kalibriert werden. Außerdem konn-
ten wertvolle Erkenntnisse gewonnen werden über die 
Dynamik von Primär- und Sekundärverspätungen bei 
verschiedenen Pünktlichkeitslagen (siehe Schweizer 
Eisenbahn-Revue, 2/2013, Seiten 72ff). 

Fazit 

Es lohnt sich, die existierenden Datenschätze zu nutzen, 
daraus zu lernen und sich kontinuierlich zu verbessern! 

Der deutsche Bahnmarkt: 
Richtungswechsel in voller Fahrt? 

Maria Leenen und Karl Strang 
SCI Verkehr GmbH, Hamburg/Köln 

Zwanzig Jahre nach der Bahnreform steht der Schie-
nenverkehr in Deutschland vor substanziellen Heraus-
forderungen. Die seit Jahren starke Nachfrage nach 
Verkehrsdiensten auf der Schiene erfordert in den 
Wachstumskernen einen deutlichen Ausbau der Netze 
und Flotten. Dem demografischen Wandel kann hinge-
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gen vor allem im ländlichen Raum nur durch massive 
Umgestaltung des öffentlichen Verkehrs Rechnung 
getragen werden. Sämtliche Grundlagen für die Finan-
zierung von Investitionen aus öffentlichen Haushalten 
— den hauptsächlichen Geldquellen für den Bahnsek-
tor — werden ab 2013 neu verhandelt. Parallel sind 
offene Fragen von Marktregulierung über Haushalts-
konsolidierung bis zum Wettbewerb mit anderen Da-
seinsbereichen zu klären und mit der politischen 
„Großwetterlage“ im Wahljahr zu vereinbaren — ein 
bisher beispielloses Szenario. Die anstehenden Ent-
scheidungen werden die Zukunft des deutschen Bahn-
marktes politisch, wirtschaftlich und strukturell neu 
bestimmen. 

Impulsgeber: Personenverkehr und Triebwagen 

Der Transportmarkt erreichte 2011 ein Gesamtvolumen 
von 21,5 Milliarden Euro; fast 80 Prozent davon wur-
den im Personenverkehr erwirtschaftet. Das jährliche 
Volumen des Industriemarkts beträgt aktuell zirka 
8,3 Milliarden Euro und 2016 knapp 10,6 Milliarden 
Euro. Größtes und dynamischstes Marktsegment sind 
Fahrzeuge. 

Das Trendprodukt der nächsten Jahre sind elektrische 
Triebzüge und Triebwagen. Bis zu 300 neue ICx-Trieb-
züge werden ab 2016 die meisten lokbespannten Züge 
im Fernverkehr ablösen. Die meisten Elektrotriebwa-
gen fahren bislang in S-Bahn-Netzen, doch werden auf 
ausreichend großen elektrifizierten Netzen zunehmend 
Regionalbahn- und Regionalexpress-Dienste überneh-
men; allein im SPNV steigt ihr jährliches Marktvolu-
men damit von aktuell zirka 950 Millionen Euro auf 
zirka 1620 Millionen Euro (2016) an. 

SPNV — zentrales Problemfeld des Bahnmarktes 

Hinsichtlich Nachfrage, Marktvolumen, aber auch 
Struktur und Problemstellungen ist der SPNV das an-
spruchsvollste Segment im Transportmarkt. Zwischen 
2000 und 2011 stiegen sein jährliches Aufkommen um 
fast 400 Millionen auf 2,4 Milliarden Reisende sowie 
die Betriebsleistung von 591 Millionen auf den Re-
kordwert von 641 Millionen Zugkilometern (Zkm) an. 
Aktuell beeinflussen den Markt fünf große Tendenzen: 
• Eine Vergabewelle rollt heran: Zwischen 2014 

und 2016 kommen fast 265 Millionen Zkm in den 
Markt (vergleiche Abbildung 1). Auch wenn nicht 
alle angekündigten Ausschreibungen fristgerecht re-
alisiert werden sollten, werden Aufgabenträger, Ei-
senbahnverkehrsunternehmen (EVU) und Finanz-
dienstleister Anforderungen der Verfahren, organi-
satorische und finanzielle Möglichkeiten und Inte-
ressen miteinander zu vereinbaren haben. 

Deutschland: Umfang der Vergaben von SPNV-Verkehrsd iensten 2008–2018
[Mio. Zkm] (erfasst zum berichteten/voraussichtlich en Zeitpunkt der Betriebsaufnahme)
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Abbildung 1: 
Umfang der Vergaben von SPNV-Verkehrsdiensten 2008 bis 2018 

• Das Interesse am Markt lässt nach: 2010 nahmen 
durchschnittlich 2,4 Bieter an wettbewerblichen 
Verfahren um Verkehrsdienste teil — der niedrigste 
Wert seit deren Einführung. Gerade Mischkonzerne, 
die nicht nur SPNV betreiben, vergleichen kritisch 
erreichbare Margen mit anderen Branchen. 

• Der Weg zum Kunden ist unterschiedlich weit: 
Die Deutsche Bahn AG erbringt zurzeit ca. 86 Pro-
zent der gesamten Verkehrs-, doch nur 74 Prozent 
der Betriebsleistungen; im besonders lukrativen und 
anspruchsvollen Segment S-Bahn hält sie 94 Pro-
zent Marktanteil (2011). Ihre Wettbewerber legen 
im Durchschnitt längere Distanzen mit weniger 
Kunden zurück. 

• Welche Zukunft für die Flotte? Im europäischen 
Vergleich sind deutsche SPNV-Fahrzeuge sehr jung 
(vergleiche Abbildung 2) — für die nächsten Jahre 
liegen die verfügbaren Fahrzeuglösungen damit 
weitgehend fest, und entsprechende Gestaltungs-
spielräume in Vergaben bleiben sehr überschaubar. 
Die Vielfalt geforderter Ausrüstungs- und Ausstat-
tungsvarianten verhindert zugleich die Entwicklung 
eines wettbewerblichen Sekundärmarkts. 

Deutschland: SPNV – Durchschnittsalter der Fahrzeuge Ende 2011 [Jahre]
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Abbildung 2: 
SPNV — Durchschnittsalter der Fahrzeuge Ende 2011 

• Der Staat wird Unternehmer: Die Aufgabenträger 
binden immer den Gestaltungsspielraum der EVU 
an die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe. Fahr-
zeugfinanzierung verlagern sie zusätzlich techni-
sche, organisatorische und betriebliche Risiken zur 
öffentlichen Hand. Werden sie weiterhin Unterneh-
mer (zum Beispiel Leasinggeber für Fahrzeuge), 
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bleibt den EVU mittelfristig die begrenzt gestaltbare 
Rolle von „Carriern“. 

Diese Entwicklungen zeigen deutlich, dass eine Neu-
justierung des SPNV hinsichtlich Bedienungsstruktur, 
finanzieller Ausstattung, Organisation und Anreizsys-
teme für die Marktteilnehmer notwendig ist. Die 
Grundlagen dafür werden implizit bereits in den kom-
menden Vergabeverfahren gelegt. Gefordert ist nun 
eine mutige Diskussion über die dringendsten Aufga-
ben: Sicherung der erforderlichen Mittel und Überprü-
fung ihrer Verteilung, einheitliche Vorgaben, Erhalt 
unternehmerischer Handlungsspielräume und ausgewo-
gene Risikoverteilung. 

Infrastrukturfinanzierung: Grundlagen in Gefahr 

Wesentliche Finanzierungsströme im SPNV verlaufen 
in Richtung Infrastrukturentwicklung. Die EVU reichen 
gut ein Drittel ihrer Einnahmen an die EIU weiter und 
stellen damit knapp zwei Drittel von deren Umsatz. 

SPNV und Infrastruktur stehen damit Seite an Seite im 
Brennpunkt der kommenden Diskussionsprozesse. 
Richtungsentscheidungen stehen parallel oder kurz 
nacheinander in folgenden Themenfeldern an: 
• Gestaltung und Sicherung der Regionalisierungsmit-

tel: Die letzte von mehreren turnusmäßigen Revisi-
onen legte zuletzt im November 2007 die Mittelaus-
stattung bis 2014 fest (vergleiche Abbildung 3). 

Deutschland: SPNV – Gesamthöhe der Regionalisierungsm ittel 1996–2014 [Mrd. EUR]
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Abbildung 3: 
SPNV — Gesamthöhe der Regionalisierungsmittel 1996 bis 2014 

Die nun anstehenden Verhandlungen für den Zeit-
raum ab 2015 stehen im Zeichen struktureller Ver-
änderungen in Wirtschaft und Gesellschaft (Demo-
graphie, Klimawandel, Energiewende), die große 
Teile der öffentlichen Haushalte von Bund und 
Ländern belasten. Die Akteure im SPNV werden be-
reits kurz- bis mittelfristig nach Wegen suchen müs-
sen, Aufwand einzusparen und dennoch Gebiete mit 
attraktiven Verkehrsangeboten zu erschließen. 

• Revision (2013) und Wegfall (nach 2019) der 
Investitionsförderung nach dem Entflechtungs-
gesetz: Ab 2014 fällt die Zweckbindung von bisher 
jährlich 1335,5 Millionen Euro auf Verkehrsinvesti-
tionen weg; für den Zeitraum ab 2020 soll schließ-
lich die Verkehrsfinanzierung als Ganzes neu ge-

ordnet werden. Die offene Zukunft der Investitions-
förderung nimmt den Bauherren (für SPNV und 
Stadtverkehr auf Schienen) die Planungssicherheit. 

• Rückentwicklung der Verschuldung der öffentli-
chen Haushalte („Schuldenbremse“): Zur Rück-
führung der Staatsverschuldung bestehen seit 2011 
verfassungsrechtliche Vorgaben. Die betroffenen öf-
fentlichen Haushalte sind ohne Kreditaufnahme 
auszugleichen und dazu teilweise erheblich zu kon-
solidieren. 

• Viertes EU-Eisenbahnpaket: Die EU verfolgt eine 
möglichst weitgehende Trennung von Netz und Be-
trieb. Eine aktuelle Studie von SCI Verkehr im Auf-
trag der Europäischen Akademie für umweltorien-
tierten Verkehr (EVA) zeigt auf, dass eine solche 
Trennung nicht automatisch zu einer qualitativ bes-
seren Bahn führt. 

• Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG): Das Ge-
setz fasst die Grundlagen für die Regulierung des 
Marktes auf der Eisenbahninfrastruktur durch die 
Bundesnetzagentur zusammen. Inzwischen haben 
alle wesentlichen Akteure im Markt ihre Situation in 
diesem Kontext erfasst; die Diskussion ist offen. 

• Bundesverkehrswegeplan (BVWP): Der beste-
hende Bedarfsplan für die Bundesschienenwege aus 
dem Jahr 2003 soll bis 2015 vollständig neu aufge-
stellt werden. Obwohl wesentliche methodische 
Fortentwicklungen vorgesehen sind, wird das fertige 
Planwerk als Regierungsprogramm unter Haushalts-
vorbehalt für die Finanzierung der aufgenommenen 
Vorhaben stehen. Belastbare Marktentwicklungs-
prognosen sind auf dieser Grundlage mithin sehr 
schwierig. 

U-, Stadt- und Straßenbahn: 
Drückender Geldmangel 

Im überwiegend eigenwirtschaftlich betriebenen Unter-
nehmen des Stadtverkehrs auf Schienen wurden in den 
letzten Jahren vor allem finanztechnischen Optimierun-
gen erprobt (Cross-Border-Leasing, Asset Manage-
ment, Public-Private Partnerships). Nachfragedruck 
erwächst vor allem aus der Situation des Straßenver-
kehrs in den Innenstädten. Noch dringender als im 
SPNV, wo Regionalisierungsmittel zur Verfügung ste-
hen, bedarf es tragfähiger Entscheidungen über eine 
ausreichende Ausstattung mit Investitionsmitteln, um 
Netze und Flotten zu ergänzen und zu erhalten. 

Schienengüterverkehr: Konjunktur und 
Wettbewerb mit der Straße bremsen 

Nach einem deutlichen Aufkommens- und Leistungs-
rückgang 2009 erholte sich der Schienengüterverkehr 
in Deutschland zunächst rasch. 2012 gingen gegenüber 
dem Vorjahr das Aufkommen um 2,4 Prozent und die 
Verkehrsleistung um 2,7 Prozent gegenüber dem Vor-
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jahr zurück — die Konjunktur kühlt ab. 74 Prozent der 
Verkehrsleistung erbringt die DB Schenker Rail AG; 
weitere 12 Prozent entfallen auf drei große Wettbewer-
ber im Eigentum anderer alteingesessener europäischer 
Bahnunternehmen. Andere mittelständische Wettbe-
werber agieren als Spezialanbieter. Die Preisbildung 
bestimmt der selbst kaum auskömmliche, sehr kleintei-
lig organisierte Straßengüterverkehr. 

Fazit: Gibt es Geld für den Boom? 

SPNV und Infrastruktur sind die zentralen Handlungs- 
und Konfliktfelder auf dem Weg des deutschen Bahn-
markts in die Zukunft. Stark divergierende Interessen 
der zahlreichen Akteure lassen befürchten, dass die 
dringend erforderliche Grundsatzdebatte um eine echte 
Neugestaltung unterlassen wird — zugunsten von kurz-
fristigen Aktionismen und einem linear gekürzten 
„Weiter-So“, mit dem indes die Herausforderungen der 
Zukunft schwerlich zu meistern sind. 

Entscheidend für die Marktentwicklung des Systems 
Bahn ist, möglichst zeitnah einen weitgehend neuen, 
tragfähigen Finanzierungsrahmen zu finden. In fachli-
cher Hinsicht ist diese Aufgabe ist so umfangreich und 
komplex wie nie zuvor — und zugleich hochpolitisch. 
Sicherheit und Orientierung für alle Marktakteure stel-
len ihre wichtigsten Zielsetzungen dar. 

Französische Staatsbahn erzielt 2012 
einen Gewinn von 383 Millionen Euro 

Am 18. Februar 2013 veröffentlichte die Französische 
Staatsbahn SNCF (Société nationale des chemins de fer 
français) ihr Jahresergebnis 2012 mit einem Gewinn 
von 383 Millionen Euro. Für die SNCF-Gruppe ist dies 
eine deutliche Verbesserung zum Vorjahr. Das operati-
ve Ergebnis (Ebitda — „Earnings Before Interest, Ta-
xes, Depreciation and Amortization“, also das Ergebnis 
vor Steuern, Zinsen und Abschreibungen) beträgt 3,0 
Milliarden Euro (8,9 Prozent vom Umsatz), gegenüber 
dem Vorjahr ist dies eine leichte Verbesserung. 

Die SNCF hat das Jahr 2012 mit einem Umsatz von 
33,82 Milliarden Euro abgeschlossen. Konsolidierungs- 
und wechselkursbereinigt ist dies gegenüber 2011 ein 
Wachstum von 3,0 Prozent. Die Investitionen sind 2012 
auf 2,3 Milliarden Euro gestiegen. Die Verschuldung 
konnte um nahezu eine Milliarde verringert werden und 
beträgt Ende 2012 nun 7,3 Milliarden Euro. 24 Prozent 
des Umsatzes entfallen auf internationale Aktivitäten. 

SNCF Präsident Guillaume Pepy kommentierte das 
Ergebnis: „Unsere betrieblichen Ergebnisse sind höher 
als unsere Erwartungen und bewegen sich auf dem 
Niveau von 2011. Das Jahr 2012 war geprägt durch die 
Fortsetzung unserer Aktivitäten zur Verbesserung der 

Servicequalität für unsere Kunden, insbesondere in 
Bahnhöfen und Zügen. Die SNCF bereitet sich aktiv 
und in enger Kooperation mit RFF auf die Umsetzung 
der vom Verkehrsminister Frédéric Cuvillier im Okto-
ber 2012 verkündeten Prinzipien über die Zusammen-
führung mit den Aufgaben des Infrastrukturbetreibers 
innerhalb einer vereinten öffentlichen Einheit vor.“ 

Die fünf Bereiche erzielten 2012 folgende Umsätze (in 
Milliarden Euro), in Klammern die Veränderung zu 
2011: 
Infrastruktur (SNCF Infra) 5,497 (+ 3,8%) 
Nahverkehr (SNCF Proximités) 12,836 (+ 4,2%) 
Fernverkehr (SNCF Voyages) 7,503 (+ 3,1%) 
Güterverkehr und Logistik 
(SNCF Geodis) 

9,515 (+ 0,9%) 

Bahnhöfe (Gares & Connexions)1 0,969 (– 17,0%) 

Bundesrat stimmt für 
„Handbuch Eisenbahnfahrzeuge“ 

„Mit der Zustimmung des Bundesrats wird in Deutsch-
land das Tor zu einer neuen, vereinfachten Zulassungs-
praxis für Bahntechnik aufgeschlossen. Es handelt sich 
hierbei aber nur um einen ersten Schritt, dem zügig 
eine umfassende Reform zur Modernisierung des Zu-
lassungswesens für Bahntechnik in Deutschland folgen 
muss“, erklärte Michael Clausecker, Präsident des Ver-
bandes der Bahnindustrie in Deutschland (VDB) am 
23. November 2012 nach dem Bekanntwerden der Ent-
scheidung: „Die nun mögliche Anwendung des gesam-
ten ‚Handbuchs Eisenbahnfahrzeuge‘ wird hoffentlich 
Planungs- und Rechtssicherheit durch verbindliche 
Verfahrenswege und Zuständigkeiten im Zulassungs-
prozess schaffen. Damit wird ein lange von uns gefor-
derter Meilenstein bei der Zulassung von neuen Zügen 
erreicht.“ 

Die vom Bundesrat bewilligte Verordnung ändert die 
„Transeuropäische Interoperabilitätsverordnung“ 
(TEIV), die auch die Zulassung von Bahntechnik in 
Deutschland regelt. Gleichzeitig werden mit der Veröf-
fentlichung der Änderungsverordnung im Bundesge-
setzblatt die wichtigsten Regelungen des „Handbuchs 
Eisenbahnfahrzeuge“ in Kraft gesetzt, auf die sich der 
Eisenbahnbahnsektor unter Federführung des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
bereits im Mai 2011 verständigt hatte. 

DB-Vorstandsvorsitzender Dr. Rüdiger Grube und 
Clausecker sprachen sich am 13. Dezember 2012 für 
eine zügige weitere Reform der Zulassungsverfahren in 
Deutschland aus. Beide Seiten waren sich einig: Die 

                                                 
1 Ohne Berücksichtigung der seit 01. Januar 2012 betreuten Bahn-
höfe im Großraum Paris (Ile-de-France) ist eine leichte Steigerung 
um plus 1,6 Prozent eingetreten. 
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bisherigen Reformanstrengungen mit der Veröffentli-
chung des „Handbuchs Eisenbahnfahrzeuge“ waren ein 
richtiger Schritt, sie hätten die Problematik der Zulas-
sung im Schienenverkehrssektor allein jedoch nicht 
auflösen können. Die politischen Reformanstrengungen 
müssten erheblich ausgeweitet werden. Dies beginne 
mit der vollständigen Umsetzung der europäischen 
Interoperabilitätsrichtlinie aus 2008 und reiche bis zu 
einer sachgerechten Reform der europäischen Zulas-
sungsprozesse im Zuge des Vierten Eisenbahnpakets 
der Europäischen Kommission. Der Zulassungsorgani-
sation in der Luftfahrt komme hier eine Vorbildfunkti-
on zu. 

In der Schweiz 
heißt der Bahnhof wieder Bahnhof 

Im Dezember 2012 feierten die Marken Railcity und 
„Mehr Bahnhof“ ihr 10-jähriges Jubiläum. Die Marke 
und die Organisation von „Railcity“ und „Mehr Bahn-
hof“ haben in diesen zehn Jahren den Ausbau der 
Shopping- und Dienstleistungsangebote an den Bahn-
höfen wesentlich geprägt und zur Bekanntheit bei den 
Kundinnen und Kunden der SBB beigetragen. Damit 
haben die Marken ihren Zweck erfüllt. 

Die SBB hat nun entschieden, die Einkaufs- und Dienst-
leistungsmöglichkeiten künftig unter dem Begriff 
Bahnhof und unter dem bekannten Logo der SBB wei-
terzuentwickeln, da die Kundinnen und Kunden wissen, 
dass die Bahnhöfe neben den Verkehrsleistungen diver-
se Angebote und Einkaufsmöglichkeiten bieten. 

 
Der Bahnhof Aarau wurde im Rahmen des Projekts „Mehr Bahn-
hof“ am 05. August 2010 neu eröffnet. Im Innern befinden sich über 
20 Geschäfte und Gastrobetriebe. 
Foto: Christine Strub / © SBB. 

Die Bezeichnungen „Railcity“ und „Mehr Bahnhof“ 
werden im Laufe des Jahres 2012 schrittweise entfernt. 
Im Rahmen des „Corporate Designs“ wurden in den 
letzten Jahren verschiedene Markenbezeichnungen für 
unterschiedliche Angebote bereits unter dem Dach der 
Marke SBB vereint. 

Eisenbahninfrastruktur  

Zwischenruf: Das Fanal von Stuttgart 

Wolfgang Dietrich Mann, Bochum 
Stellvertretender Vorsitzender und Geschäftsführer der 
GRV Gesellschaft für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Am 12. Dezember 2012 schockierte der DB-Vorstand 
die Öffentlichkeit mit der Nachricht, dass das Projekt 
Stuttgart 21 1,1 Milliarden Euro teurer wird als bisher 
angegeben (also 5,6 statt 4,5 Milliarden Euro), und dass 
darüber hinaus Kostenrisiken von 1,2 Milliarden Euro 
bestünden (dann 6,8 Milliarden Euro). Risiken bedeu-
tet, dass noch die Chance besteht, sie zumindest teil-
weise abzuwenden. Der DB-Vorstand stellte im DB-
Aufsichtsrat den Antrag, dass die 1,1 Milliarden Euro 
von der DB übernommen werden sollen, und die dar-
über hinaus gehenden 1,2 Milliarden zwischen den 
Vertragspartnern des Projekts aufzuteilen sind. Dem 
DB-Vorstand ging es dabei erkennbar nicht nur darum, 
dass die DB nicht alle Mehrkosten selbst schultern 
muss, sondern auch darum, die Landesregierung von 
Baden-Württemberg in die Verantwortung zu nehmen, 
daran mitzuwirken, dass weitere Kostensteigerungen 
gar nicht erst entstehen. In den 1,2 Milliarden Euro 
„Risiko“ waren auch 300 Millionen Euro für einige 
Verbesserungen aus der Schlichtung und dem Filder-
Dialog (verbesserte Anbindung des Stuttgarter Flugha-
fens) enthalten. 

Nach langer und gründlicher Debatte entschied der DB-
Aufsichtsrat am 05. März 2013, den Finanzierungsrah-
men auf 6,5 Milliarden Euro zu erhöhen — also ohne 
die vom DB-Vorstand auch beantragten 300 Millionen 
Euro für Verbesserungen. Diese sind somit nur mög-
lich, wenn es darüber gesonderte Finanzierungsverein-
barungen mit den Partnern gibt (hierüber bestehen in 
der grün-roten Koalition des Landes Baden-Württem-
berg noch Meinungsunterschiede). Auch bezüglich der 
Übernahme der 1,1 Milliarden Euro „sicherer“ Kosten-
steigerungen durch die DB stellt sich der Aufsichtsrat 
quer; die DB solle die „Sprechklausel“ in den Verträ-
gen ziehen und erforderlichenfalls auch eine Aufsto-
ckung der Beiträge der Projektpartner vor Gericht ein-
klagen. Gegenstand des zu erwartenden Gerichtsverfah-
rens soll also die gesamte bewilligte Aufstockung von 
2,0 Milliarden Euro sein. 

Dieser Beschluss hat es in sich. Man kann ihn so über-
setzen: „Jetzt wird gebaut, und die Frage der Aufteilung 
der Mehrkosten wird hinterher geklärt.“ Ab jetzt laufen 
alle Strategien, das Projekt zu verzögern, ins Leere. Das 
Ziel des Projektabbruchs lässt sich mit Verzögerungen 
nicht mehr erreichen, und destruktive Projektpartner 
laufen Gefahr, von ihnen provozierte Mehrkosten selbst 
bezahlen zu müssen. Das ist das Fanal von Stuttgart! 
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Bei der Volksabstimmung am 27. November 2011 in 
Baden-Württemberg entschiedenen die Wahlberechtig-
ten mit einer wuchtigen Mehrheit von 58,8 Prozent, 
dass sie den Weiterbau von Stuttgart 21 wollen (siehe 
auch Bericht „Demokratie 21“ in Folge 92 der GRV-
Nachrichten, Seiten 9 bis 12). 

Nachdem auch zuvor alle maßgeblichen politischen 
Gremien mit klaren Mehrheiten für das Projekt ge-
stimmt haben, sollte eigentlich alles klar sein. 

Eigentlich. Denn einem Teil der Gegner von Stuttgart 
21 mangelt es offenbar an der notwendigen demokrati-
schen Gesinnung. Demokratie ist nicht, dass jeder das 
machen kann wozu er gerade Lust hat, sondern auch in 
der Demokratie werden Entscheidungen getroffen, die 
für alle verbindlich sind. Der Unterschied zu anderen 
Staatsformen ist, dass der Wille der Mehrheit des Vol-
kes maßgeblich ist. Man muss sich daher bewusst ma-
chen, dass die immer noch anhaltenden wöchentlichen 
Demonstrationen der Stuttgart-21-Gegner Demonstrati-
onen gegen die Demokratie sind! 

 
Die Bahnsteige wurden bereits „nach außen“ verlängert, um im 
bisherigen Bereich der Prellböcke Platz für den darunter quer neu 
zu bauenden Bahnhof zu schaffen. 
Foto: © Bahnprojekt Stuttgart – Ulm e.V. 

Um nicht falsch verstanden zu werden: Das Projekt 
Stuttgart 21 ist keinesfalls so perfekt, dass man ihm 
unkritisch zujubeln muss. Vor allem ist das Projekt sehr 
teuer. Der DB-Vorstandsvorsitzende Dr. Rüdiger Grube 
räumte laut der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
06. März 2013 ein, dass die Bahn mit dem Kenntnis-
stand von heute das Projekt nicht noch einmal beginnen 
würde. Auch das ist ein Fanal! Man kann nur hoffen, 
dass diese Erhöhung des Kostenrahmens nur deswegen 
so stark ausgefallen ist, weil der Rahmen jetzt einmalig 
auf ein neues Niveau angehoben wurde und dieser neue 
Rahmen auskömmlich ist. Fatal wäre es, wenn weitere 
„Salami-Scheiben“ von Kostensteigerungen hinzukä-
men. Und für die Zukunft lautet die Botschaft ganz 
klar, dass bei Großprojekten die zu erwartenden Kosten 
im Vorfeld „ehrlicher“ zu ermitteln sind als bislang 
anscheinend üblich. Denn dass das Projekt teuer ist, 
war ja von Anfang an klar. Weil es so teuer ist, musste 
schon an manchen Ecken und Enden gespart werden, so 
dass es nicht so großzügig dimensioniert werden kann, 
wie man es sich für moderne Infrastrukturen wünscht. 
Das Problem ist nicht einmal die Bahn-Seite im Bahn-

hof. Die 8 Gleise werden ausreichen — die Kritiker 
werden sich noch wundern, was mit zeitgemäßer Sig-
naltechnik möglich ist. Eng könnte es eher auf der 
Fahrgäste-Seite des Bahnhofs werden — vor allem 
wenn sich das DB-Management dazu hinreißen lässt, 
zu viele Flächen im engen Bahnhof zu vermarkten. So 
verlockend die Pacht-Einnahmen auch sein mögen, hier 
wird ein Bahnhof gebaut und kein Warenhaus. 

Andererseits ist Stuttgart 21 mehr als nur die Umwand-
lung eines Kopfbahnhofs in einen Durchgangsbahnhof 
und dessen Verlegung unter die Erde. Stuttgart 21 ist 
ein Gesamtprojekt mit vielen Facetten. 
• Stuttgart 21 gibt der Stadt Stuttgart Entwicklungs-

möglichkeiten auf einer Million zusätzlicher Quad-
ratmeter (100 Hektar). Und anderes als einige Geg-
ner polemisieren, hier werden nicht irgendwelche 
„Immobilienhaie gefüttert“ — die Flächen gehören 
zunächst der Stadt Stuttgart, und deren Gremien 
können demokratisch entscheiden, wie die Flächen 
genutzt werden. Flächen, die in der Nähe des Bahn-
hofs liegen und damit nicht nur eine ideale Ver-
kehrsanbindung haben, sondern auch der Bahn zu-
sätzliche Kunden bringen. 

• Untrennbar mit Stuttgart 21 verbunden ist die Neu-
baustrecke bis Ulm (kostenseits liegt die Grenze der 
beiden Projekte in Wendlingen, das heißt in dem 
nun auf 6,5 Milliarden Euro erweiterten Finanzie-
rungsrahmen ist ein gutes Stück der Schnellstrecke 
nach Ulm enthalten). Das Projekt Stuttgart 21 bein-
haltet insgesamt 60 Kilometer neue Bahnstrecken 
und reicht somit bis Wendlingen, Rohr, Feuerbach 
und Bad Cannstatt beziehungsweise Untertürkheim. 

• Sicherlich gäbe es auch andere Varianten der An-
bindung des anderen Projekts Neubaustrecke Wend-
lingen – Ulm an den Stuttgarter Hauptbahnhof. 
Doch auch diese würden Geld kosten, und wer sagt, 
dass diese Varianten dann mit weniger Protesten re-
alisierbar wären? Die „Null-Lösung“, das heißt die 
Nutzung der Altstrecke bis Wendlingen, wurde 
ebenfalls schon in die Debatte eingebracht. Doch 
abgesehen davon, dass die Altstrecke gar nicht die 
Kapazität hat, die mit der Neubaustrecke nach Ulm 
verbundenen zusätzlichen Züge aufzunehmen, wäre 
der Fahrzeitgewinn zwischen Stuttgart und Ulm nur 
noch die Hälfte, eine knappe Viertelstunde statt ei-
ner knappen halben Stunde; es ist fraglich, ob die 
Neubaustrecke Wendlingen – Ulm dann überhaupt 
noch volkswirtschaftlich sinnvoll ist. 

• Im Zuge der Diskussion, auf welcher Trasse die 
Schnellstrecke von Ulm nach Stuttgart eingefädelt 
wird, standen auch Fernverkehrs-Haltebahnhöfe au-
ßerhalb der Stuttgarter Innenstadt zur Debatte — 
zum Beispiel in Bad Cannstatt oder Untertürkheim. 
Doch diese hätten den Nachteil einer schlechten 
Einbindung ins Stuttgarter Nahverkehrsnetz. Alle 
Linien der Stuttgarter Straßenbahnen (U-Bahn und 
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Bus), die heute aus den Vororten zum Stuttgarter 
Hauptbahnhof führen, dienen auch dem Verkehr 
von den Vororten ins Zentrum. Zu einem außerhalb 
gelegenen Fernverkehrs-Haltebahnhof müssten 
größtenteils zusätzliche Linien eingerichtet werden, 
die nicht mehr beide Aufgaben gleichzeitig wahr-
nehmen könnten. Weniger Aufgaben bedeutet weni-
ger Nachfrage, weniger Nachfrage führt zu größeren 
Taktabständen. Durch die Aufspaltung der Funktio-
nen „Innenstadt-Anbindung“ und „Bahnhofs-Anbin-
dung“ auf verschiedene Linien würde der Nahver-
kehr in Stuttgart signifikant unattraktiver. Mit Stutt-
gart 21 bleibt der Fernverkehrs-Haltebahnhof hin-
gegen dort wo er schon seit 1922 ist — mit Stutt-
gart 21 wird 100 Jahre später an derselben Stelle ein 
neuer Bahnhof gebaut. 

• Weiterer Baustein von Stuttgart 21 ist die perfekte 
Anbindung des Flughafens. Zugegeben — der Flug-
hafen ist nicht so bedeutend, dass zwingend ein 
ICE-Halt nötig wäre. Dasselbe gilt für die daneben 
liegende Messe. Der Einzugsbereich des Flughafens 
ist die Region, und von vielen Bahnhöfen erreicht 
man ihn künftig umsteigefrei und deutlich schneller 
als heute. Dafür braucht man nicht weit fahrende 
ICE auszubremsen. Bei den Regionalzügen hinge-
gen gelingt hier die Funktionsbündelung — ein und 
derselbe Zug stellt sowohl die Verbindung nach 
Stuttgart als auch zum Stuttgarter Flughafen her. 

• Überzeugend ist auch das Verkehrskonzept im 
Hauptbahnhof selbst. Bisher fahren die meisten Re-
gionalzüge systembedingt dorthin zurück wo sie her 
kommen. Der Umbau zu einem „schlanken“ Durch-
gangsbahnhof ermöglicht und erfordert es zugleich, 
sämtliche Züge durchzubinden. Der Umstand, dass 
in vielen Relationen nicht mehr umgestiegen werden 
muss (Zeitersparnis und Bequemlichkeit), wird 
schätzungsweise eine Nachfragesteigerung von 
20 Prozent im Regionalverkehr bringen, gemessen 
in der Zahl der Fahrgäste, die heute in Stuttgart aus- 
oder umsteigen. Übrigens auch das Umsteigen wird 
in Stuttgart 21 besser. Dass der Umstieg im Kopf-
bahnhof ebenerdig ist, relativiert sich für die Fahr-
gäste im hintersten Wagen stark. Fast das gesamte 
Aussteiger-Aufkommen eines Zuges muss den 
Bahnsteig am Prellbock passieren — und der ist dort 
nicht wesentlich breiter als am anderen Ende. Die 
mittleren Wege werden in Stuttgart 21 kürzer sein. 
Und in mehr Fällen als heute wird der Anschluss am 
selben Bahnsteig sein — schon alleine deswegen, 
weil sich die möglichen Abfahrtsgleise der An-
schlusszüge auf weniger Bahnsteige verteilen. 

• Das wichtigste Argument für Stuttgart 21 bleibt 
jedoch: Hinter dem Projekt steht eine gesellschaftli-
che Mehrheit. Nicht jedem Befürworter ist jeder 
Einzelpunkt gleich wichtig. Aber so komplex das 
Gesamtprojekt durch die verschiedenen Bestandteile 
geworden ist, hinter jeder Facette stehen Befürwor-

ter, die eine Koalition bilden. Es ist fraglich, ob die 
Gegner überhaupt jemals in der Lage wären, eine 
Mehrheit für irgendeine Alternative zu organisieren. 

Man darf in seiner persönlichen Abwägung zu dem 
Ergebnis kommen, dass die Vorteile nicht ausreichen, 
um die Nachteile aufzuwiegen. Man sollte aber anderen 
zugestehen, dass sie in ihrer Abwägung zu einem ande-
ren Ergebnis kommen. Und wer Demokrat ist, toleriert 
die Entscheidung der Mehrheit. 

DB-Aufsichtsrat genehmigt 
zusätzliche Mittel für Stuttgart 21 

Der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG hat am 
05. März 2013 während einer außerordentlichen Sit-
zung den Weiterbau des Bahnhofprojektes Stuttgart 21 
gesichert. Das Kontrollgremium beschloss, dem Vor-
schlag des Vorstands zuzustimmen, den Finanzierungs-
rahmen für Stuttgart 21 um zwei Milliarden Euro von 
4,526 Milliarden Euro auf 6,526 Milliarden Euro zu 
erhöhen. 

Am 12. Dezember 2012 hatte die DB die Ergebnisse 
des Vergleichs der Kostenkalkulation aus 2009 mit dem 
heutigen Planungsstand veröffentlicht. 

In den nun genehmigten zusätzlichen zwei Milliarden 
Euro sind bereits ermittelte und weitere mögliche Mehr-
kosten enthalten. Mit der Entscheidung des Aufsichts-
rates zur Erhöhung des Finanzierungsrahmens hat das 
Gremium den Vorschlag des Vorstands gebilligt, eine 
Beteiligung der Projektpartner an den Mehrkosten ein-
zufordern und dies notfalls auch gerichtlich durchzuset-
zen. Aus Sicht des Aufsichtsrats hat der Vorstand plau-
sibel dargelegt, dass die Fortführung des Projektes für 
die DB wirtschaftlich vorteilhafter als ein Abbruch ist. 

 
DB-Aufsichtsratsvorsitzender Prof. Dr. Dr. Utz-Hellmuth Felcht. 
Foto: DB AG / Max Lautenschläger. 

Im Vorfeld der Sondersitzung hatten sich die Mitglie-
der des Gremiums über mehrere Wochen hinweg inten-
siv mit allen Aspekten des Projektes befasst. Der Vor-
sitzende des DB-Aufsichtsrates, Prof. Dr. Dr. Utz-
Hellmuth Felcht, erklärte nach der Sitzung: „Wir haben 
uns in mehreren Workshops sowie Dutzenden von Ge-
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sprächen und Arbeitstreffen ein umfassendes Bild über 
den Stand des Projektes verschafft und uns ein unab-
hängiges Testat zweier Wirtschaftsprüfer eingeholt. 
Aus Sicht des Unternehmens ist der Aufsichtsrat nach 
reiflicher Überlegung zu der Entscheidung gekommen, 
das Projekt Stuttgart 21 fortzuführen.“ 

Am 13. März 2013 stellte der Projektsprecher, Wolf-
gang Dietrich, die neugestaltete Ausstellung zum Pro-
jekt Stuttgart – Ulm mit Schwerpunkt Stuttgart 21 im 
Turmforum des Stuttgarter Hauptbahnhofs vor. Besu-
cher werden auf der Ebene 3 begrüßt, Ebene 5 ist der 
Infrastruktur gewidmet: Ein riesiges, begehbares Luft-
bild reicht von Feuerbach bis Obertürkheim und lässt 
die zukünftigen Linienführungen exakt erkennen. 
Kernstück der Ebene 6 ist das Modell des neuen Bahn-
hofs. Ebene 7 zeigt die städtebaulichen Aspekte von 
Stuttgart 21. Auf allen Ebenen ermöglichen Touch-
screens und Großmonitore den Besuchern tiefe Einbli-
cke in die Planungen. Die Fenster der Ausstellungs-
räume waren bisher durch Informationstafeln meist 
verdeckt, die neue Ausstellung gibt erfreulicherweise 
freie Sicht auf die Baustelle und die Stadt. 

Beihilfen für Flüsterbremsen genehmigt 

Die EU-Kommission hat am 19. Dezember 2012 ihre 
beihilferechtliche Genehmigung erteilt für die Förder-
richtlinie des Bundesverkehrsministeriums zur Umrüs-
tung von Güterwagen. Damit kann das Ministerium seit 
dem Fahrplanwechsel Wagenhaltern einen Zuschuss für 
die Umrüstung auf lärmmindernde Technik gewähren 
als Teil des lärmabhängigen Trassenpreissystems. 
Bis 2020 sollen mindestens 80 Prozent der in Deutsch-
land verkehrenden alten Güterwagen umgerüstet wer-
den, um den Lärm der Güterzüge um die Hälfte zu re-
duzieren. 

FreeFloat: Erfahrungen in der 
Optimierung hochausgelasteter 
Mischverkehrsstrecken 

Prof. Dr. Andreas Oetting 
DB Netz AG 

Nach einem Vortrag bei der Konferenz IT 13 Rail 
(siehe Veranstaltungen) 

Der konjunkturelle Aufschwung in der arbeitsteiligen 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ist eng mit 
der Zunahme des Verkehrs verbunden. Um das Ver-
kehrswachstum der Zukunft effizient und ökologisch 
verträglich bewältigen zu können, sind die Attraktivität 
und der Marktanteil des Schienenverkehrs weiter zu 
steigern. Eine quantitative und qualitative Verbesse-
rung des Verkehrsangebotes im Schienenverkehr lässt 

sich durch infrastrukturellen Ausbau des Netzes reali-
sieren. Solche Maßnahmen sind in der Regel mit hohen 
finanziellen Aufwendungen verbunden. 

FreeFloat will das Verkehrsangebot im vorhandenen 
Netz durch Prozessverbesserungen mit Hilfe von Inno-
vationen und ohne größere Investitionen in die Infra-
struktur erhöhen. Dazu werden insbesondere Kapazität, 
Pünktlichkeit und Qualität im bestehenden Netz nach-
frageorientiert gesteigert. Erreicht wird dies unter ande-
rem durch eine intensivere Nutzung des vorhandenen 
Netzes und die Aktivierung von Systemreserven. Aus 
dem Portfolio von möglichen Maßnahmen sollen im 
Folgenden das Verfahren MakSi-FM und die längeren 
Güterzüge vorgestellt werden. 

MakSi-FM  ist ein Verfahren zur integrierten Abbil-
dung von Baumaßnahmen und Fahrplan auf einer mak-
roskopischen Infrastruktur. Bisher erfolgte im Wesent-
lichen eine singuläre Betrachtung von Baumaßnahmen, 
während in der Realität im Netz eine Vielzahl von 
Baumaßnahmen gleichzeitig auftreten. Daher war die 
Entwicklung geeigneter Algorithmen und Verfahren 
zur Berücksichtigung der netzweiten Wechselwirkun-
gen zwischen Baumaßnahmen und deren fahrplaneri-
scher Ausregelung notwendig. Die in MakSi-FM ent-
haltenen Algorithmen ermitteln aus den importierten 
Baumaßnahmen und Fahrplankonzepten die Wechsel-
wirkungen und Konflikte zwischen den Baumaßnah-
men. 

Konflikte werden eingeteilt in geographische und kapa-
zitive Konflikte. Ein geographischer Konflikt liegt vor, 
wenn eine Umleitung eines Zuges infolge einer Bau-
stelle durch eine weitere Baustelle betroffen wird. Ka-
pazitive Konflikte treten auf, wenn die Umleitungsver-
kehre mehrerer Baumaßnahmen über dieselbe Umlei-
tungsstrecke geplant werden. 

Das Verfahren MakSi-FM kann im Planungsprozess 
vielfältig eingesetzt werden. So erfolgt die zeitliche 
Anordnung bestimmter Baumaßnahmen zirka fünf Jah-
re im Voraus, während die Koordination der Baumaß-
nahmen eines Kalenderjahres mit einem zeitlichen Vor-
lauf von etwa zwei Jahren erfolgt. Die Ermittlung der 
Auswirkungen der Baumaßnahmen auf den einzelnen 
Zuglauf kann dann auf Basis des konkreten Netzfahr-
planes erfolgen. 

Die Erhöhung der Zuglänge im Güterverkehr ist ein 
wichtiger Hebel zur Steigerung der Transportkapazität, 
deren Umsetzung im komplexen System Eisenbahn 
jedoch eine große Herausforderung darstellt. Die Reali-
sierung des Regelbetriebs mit 835-Meter-Zügen zwi-
schen Padborg und Maschen war hier ein erster Schritt. 

In Dänemark sind 835 Meter lange Güterzüge bereits 
seit längerem erlaubt. Die maximal zugelassene Ge-
samtlänge von Zügen im deutschen Streckennetz be-
trägt jedoch max. 740 Meter. Auf der Relation zwi-
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schen Maschen und dem deutsch-dänischen Grenz-
bahnhof Padborg wurden aus betrieblichen Gründen 
bisher nur 670 Meter lange Züge zugelassen. 

Mit der Verlängerung der Züge auf der Relation Ma-
schen-Padborg auf 835 Meter steigt das Transportvo-
lumen pro Zug um zirka 25 Prozent und damit die 
Transportkapazität der Infrastruktur. Zusätzlich verbes-
sern sich Effektivität und Attraktivität des Schienengü-
terverkehrs und es kommt in der Folge zu einer Stär-
kung des Systems Bahn. 

Vor einer Realisierung von längeren Güterzügen auf 
einem Korridor ist grundsätzlich eine Machbarkeitsstu-
die erforderlich. Die Machbarkeit wird dabei in den 
folgenden vier Schritten durchgeführt. Zunächst erfolgt 
eine Untersuchung zum Marktpotential, gefolgt von der 
Erforschung technischer und betrieblicher Lösungen. 
Im Anschluss wird die Wirtschaftlichkeit analysiert und 
ein Feldtest durchgeführt. Nach erfolgreichem Nach-
weis der Machbarkeit und einem evtl. Beschluss zur 
Umsetzung erfolgt im Anschluss die Vorbereitung für 
den Regelbetrieb. 

Im Rahmen des Realisierungsprojektes für 835-Meter-
Züge waren insbesondere 
• die Ermittlung von Finanzierungsmöglichkeiten der 

Infrastrukturanpassungen, 
• die Überprüfung der Geschäftsprozesse und Richtli-

nien auf Anpassungsbedarf, 
• die verbindliche Kommunikation der Besonderhei-

ten an die Kunden der DB Netz AG über die Schie-
nennutzungsbedingungen, 

• die Erarbeitung eines Sicherheitsnachweises zum 
Betrieb von 835 Meter langen Güterzügen in Ab-
stimmung mit der Aufsichtsbehörde, 

• die Festlegung der betrieblich erforderlichen Über-
holungsbahnhöfe und 

• die Planung und Umsetzung der Infrastrukturanpas-
sungen inklusive aller Wechselwirkungen unterein-
ander durchzuführen und zu koordinieren. 

Der Regelbetrieb mit 835-Meter-Zügen wurde zum 
Fahrplanwechsel im Dezember 2012 auf der Relation 
Maschen – Padborg aufgenommen. 

Keine Mehrkosten für baubedingte 
Umleitungen im Schienengüterverkehr 

Die DB Netz AG, der Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) und das Netzwerk Europäische Ei-
senbahnen (NEE) haben gemeinsam eine neue Rege-
lung für baubedingte Umleitungen im Schienengüter-
verkehr erarbeitet. Die DB Netz AG führte in einem 
Testversuch am 09. Dezember 2012 eine Kompensation 
von Trassenmehrkosten bei baubedingten Umleitungen 
des Schienengüterverkehrs ein. Dadurch werden zu-

sätzliche Kosten bei den Schienengüterverkehrsunter-
nehmen verhindert, die diese erhöhten Trassenentgelte 
als Belastung im intermodalen Wettbewerb empfinden. 
Das Testverfahren wurde als Kulanzregelung einge-
führt. Es gilt auf den Baukorridoren Knoten Leipzig, 
Hamburg – Hannover, Nürnberg – Saalfeld – Naum-
burg und Bremen – Leer des Netzfahrplans 2013. 

 
Bei Bauarbeiten ist die Kapazität reduziert. Nun soll der Schienen-
güterverkehr von den mit den unfreiwilligen Umwegen verbundenen 
erhöhten Trassenentgelten befreit werden. 
Foto: DB AG / Christian Bedeschinski. 

Die Auswahl der Korridore erfolgte mit den Verbänden 
auf Basis einer gemeinsamen Definition relevanter 
Kriterien. So ist zum Beispiel die Länge der Baumaß-
nahme sowie deren Auswirkung für die Auswahl maß-
geblich. In 2013 werden NEE, VDV und DB Netz AG 
gemeinsam mit den Schienengüterverkehrsunterneh-
men ein Resümee ziehen. Danach wird die DB Netz 
AG über das weitere Vorgehen entscheiden. 

Hochgeschwindigkeitsstrecken 
in China und Spanien eröffnet 

In China ist am 26. Dezember 2012 die weltweit längs-
te Hochgeschwindigkeitsstrecke von Beijing (Peking) 
nach Guangzhou (Kanton) eröffnet werden. Die Reise-
zeit über die 2298 Kilometer lange Strecke soll statt 
bisher 20 nur noch 8 Stunden betragen, was eine 
Durchschnittsgeschwindigkeit von knapp 300 Stunden-
kilometer erfordert. Das chinesische Hochgeschwin-
digkeitsnetz ist nun 9300 Kilometer lang, bis 2020 soll 
es auf 50 000 Kilometer wachsen. 

In Spanien wurde am 08. Januar 2013 die Strecke von 
Barcelona nach Figueres eröffnet, damit können Züge 
von Madrid bis zur französischen Grenze mit Hochge-
schwindigkeit verkehren. Die Länge der spanischen 
Neubaustrecken ist auf 2276 Kilometer angestiegen. 
Die neues Strecke ist für Mischverkehr ausgelegt und 
mit dem europäischen Zugsicherungssystem ERTMS-
ETCS ausgestattet. Die in Frankreich laufenden Arbei-
ten zur Umfahrung von Nîmes und Montpellier (auch 
Mischverkehr) sollen 2016 abgeschlossen sein. 

Nach Abschluss aller Arbeiten (Jahr 2020) soll die 
Bahnreise von Barcelona nach Paris nur noch vierein-
halb Stunden dauern. 
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Schienengüterverkehr 
Schienengüterverkehr 
verliert Marktanteile 

Nach den Zahlen des Statistischen Bundesamtes hat der 
Schienengüterverkehr im Jahr 2012 Marktanteile ein-
gebüßt (siehe Bericht unter Verkehrspolitik in Deutsch-
land). Der Marktanteil ist auf 17,2 Prozent in 2012 
zurückgegangen. Der Geschäftsführer der Allianz pro 
Schiene, Dirk Flege, befürchtet, dass das Verlagerungs-
ziel der Bundesregierung in Gefahr ist. 

 
Grafik: Marktanteil der Güterbahnen in Deutschland an der Ver-
kehrsleistung (Tonnenkilometer)in Prozent. 
Quelle: Allianz pro Schiene auf Basis von: BMVBS (Hrsg.), Verkehr 
in Zahlen 2011/2012, und Statistisches Bundesamt vom 07.02.2013. 

Die Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes strebt für den 
Schienengüterverkehr einen Marktanteil von 25 Prozent 
bis 2015 an. 

Nach Berechnungen der Allianz pro Schiene haben die 
Güterbahnen von 2003 bis 2012 ihre Verkehrsleistung 
um 29,0 Prozent gesteigert, während der Lkw ein Plus 
von 18,9 Prozent vorzuweisen hat. „Die Güterbahn hat 
ein großes Potenzial, das dringend für die Verkehrs-
wende eingeplant werden sollte“, sagte Flege. 

Rückgang des 
alpenquerenden Güterverkehrs 2012 

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Europa, insbe-
sondere in Italien, wirkten sich 2012 negativ auf den 
Güterverkehr durch die Schweizer Alpen aus. Auch 
außerordentliche Umstände, wie die Sperre der Gott-
hardlinie nach dem Felssturz bei Gurtnellen im Juni, 
hatten einen Einfluss auf den Rückgang des alpenque-
renden Güterverkehrs. Die Gütermenge, die 2012 durch 
die Schweizer Alpen transportiert wurde, ist wieder 
unter die 2011 erstmals überschrittene Grenze von 
40 Millionen Nettotonnen gesunken. Sie erreichte 2012 
insgesamt 37,5 Millionen Nettotonnen, was einem 
Rückgang von 6,4 Prozent entspricht. Dabei musste die 
Schiene höhere Einbußen (minus 7,5 Prozent) als die 
Straße (minus 4,5 Prozent) hinnehmen. 

Auf der Straße ging die Zahl der alpenquerenden Fahr-
ten um 4,0 Prozent zurück. Über das ganze Jahr hinweg 
betrug die Zahl der Lastwagenfahrten 1,2 Millionen. 
Das sind zwar fast 14 Prozent weniger gegenüber dem 
Bezugsjahr 2000, diese Fahrtenzahl liegt jedoch immer 
noch deutlich über dem im Gesetz verankerten Verlage-
rungsziel von 650 000 alpenquerenden Fahrten im Jahr 
bis 2018. 

Der Rückgang des Güterverkehrs auf der Schiene im 
ersten Semester (minus 11,1 Prozent) wurde in der 
zweiten Jahreshälfte abgebremst (minus 3,4 Prozent). 
Ursache für den großen Unterschied im Semesterver-
gleich war die Sperrung der Gotthardlinie vom 05. Juni 
bis 02. Juli 2012. Während der Gotthardsperre nahm 
der Güterverkehr auf der Lötschberg-Simplon-Achse 
deutlich zu. Diese Zunahme genügte jedoch nicht, um 
die eingetretenen Verluste bei der transportierten Gü-
termenge auszugleichen. 

Die Verkehrsleistung von BLS Cargo sank 2012 ge-
genüber dem Vorjahr um 13 Prozent auf 3,3 Milliarden 
Nettotonnenkilometer. Besonders betroffen von den 
Streckenunterbrüchen und der Konjunkturschwäche 
war der unbegleitete kombinierte Verkehr, der um 22 
Prozent abnahm. Ebenfalls rückgängig war die Ver-
kehrsleistung der Rollenden Landstraße(minus 8 Pro-
zent), die während der Sperre des Simplontunnels ihren 
Betrieb vollständig einstellen musste. Der konventio-
nelle Wagenladungsverkehr ging ebenfalls um 8 Pro-
zent zurück. Insgesamt sank die Verkehrsleistung auf 
der Lötschberg-Achse um 10 Prozent, diejenige auf der 
Gotthard-Achse um 22 Prozent. 

Quellen: Schweizerisches Bundesamt für Verkehr (BAV), 
13. März 2013 und BLS Cargo, 21. März 2013. 

Lokwechsel am Sankt Gotthard 

Die bislang von Loks der Lötschbergbahn BLS über 
den Sankt Gotthard gezogenen alpenquerenden Güter-
züge von DB Schenker Rail werden ab 2014 mit Loks 
der Schweizerischen Bundesbahnen SBB bespannt. 

Dies ist insofern bemerkenswert, da die BLS Cargo AG 
über die DB Schweiz Holding AG zu 45 Prozent im 
Eigentum des DB-Konzerns steht. Die BLS teilte dazu 
am 02. April 2013 mit: „Die Tatsache, dass leider keine 
Einigung zwischen BLS Cargo und DB Schenker Rail 
zur Sanierung der Gotthardverkehre getroffen werden 
konnte und die Anzahl der gemeinsamen Verkehre ab 
2014 stark reduziert wird, führt für beide Seiten zur 
Notwendigkeit einer Neubewertung und Neuordnung 
der Zusammenarbeit. Diese wird in den kommenden 
Monaten sehr breit und ergebnisoffen angegangen.“ 

Bei der DB wird dies nicht so pessimistisch gesehen: 
„Diese Neuordnung ergänzt die schon im Einzelwa-
genverkehr bestehende Partnerschaft mit der SBB Car-
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go über die Allianz Xrail. Das europäische Netzwerk 
von DB Schenker Rail wird sich somit künftig bei 
Ganzzugverkehren in der Schweiz auf mehrere Partner 
stützen können. Dabei werden die jeweiligen Stärken 
der Gesellschaften BLS Cargo, SBB Cargo und DB 
Schenker Rail Schweiz optimal zum Einsatz kommen, 
um den Kunden der DB Schenker Rail bestmögliche 
Optionen und besten Service zu bieten.“ Entsprechend 
bleibt auf der Lötschberg-Simplon-Achse die Koopera-
tion mit der BLS bestehen. 

Schienenpersonenverkehr 
Vereinbarkeit 
von ITF und Sprinterverkehren 

Markus Rebmann, Mannheim 

Weltweit boomen Metropolregionen und Großstädte — 
in gemäßigter Form auch in Deutschland. Ob diese 
Verstädterung strukturpolitisch gewollt ist und ob und 
wie diesem Trend entgegengewirkt werden kann, ist 
eine eigene Diskussion. Die Verdichtung von Sied-
lungsräumen hat jedenfalls Auswirkungen auf Ver-
kehrsaspekte wie auf den Klimaschutz. Innerhalb der 
Ballungsgebiete ist der Umweltverbund von zu Fuß, 
Rad und ÖPNV mit einem meist hohen Schienenanteil 
nicht mehr wegzudenken und klimapolitisch unbestrit-
ten richtig. Im Fernverkehr zwischen Großstädten und 
Metropolen ist nicht nur der Autoverkehr, sondern auch 
der stark zunehmende Flugverkehr klimapolitisch kri-
tisch zu sehen. Der Autor zeigte bei den Horber Schie-
nen-Tagen 2012 auf, wie Sprinterverkehre der Bahn 
zwischen deutschen Metropolregionen als weitgehen-
der Ersatz für den innerdeutschen Flugverkehr mit ei-
nem oft geforderten Integralen Taktfahrplan (ITF) im 
Fernverkehr vereinbar sein können. 

Etwa zweieinhalb bis dreieinhalb Stunden Fahrzeit in 
einem komfortablen Zug sind für Fernreisende eine 
attraktive Zeitspanne. Diese Zeit ist kurz genug, um 
fast den ganzen Tag am Zielort zur Verfügung zu haben 
und bei Bedarf am Abend wieder zurück zu fahren. Es 
verbleibt auch genügend Zeit zum Arbeiten, Lesen, 
Unterhalten, Verpflegen und/oder Ruhen. Rund drei 
Stunden Reisezeit per Bahn zwischen den Zentren der 
elf deutschen Metropolregionen wären eine attraktive 
Alternative zu Inlandsflügen, deren Reisezeiten von 
City zu City zwar ähnlich, aber aufgrund von Flugha-
fentransfers und Einchecken/Auschecken deutlich 
schlechter nutzbar und insgesamt unbequemer sind. 
Darüber hinaus verursacht die bewährte, elektrifizierte 
Bahn nur etwa 25 Prozent an Kohlendioxid-Emissionen 
gegenüber dem Flugzeug. Die Kombination von 
Schnelligkeit, Sicherheit, Bequemlichkeit und Klima-

schutz stellt im Personen-Fernverkehr zwischen Zent-
ren ein Alleinstellungsmerkmal der Bahn gegenüber 
Auto, Fernbus und Flugzeug dar, den es für das System 
Bahn zu nutzen gilt. 

Alleine darauf zu setzen, den Flugverkehr auf die Bahn 
zu verlagern und dabei den übrigen Fernverkehr zu 
vernachlässigen, würde den Möglichkeiten der Bahn 
nicht gerecht. So wie im Nahverkehr S-Bahnen, Regio-
nalbahnen und Regionalexpresszüge sich ergänzen statt 
zu konkurrieren, ist zu überlegen, ob es auch im Fern-
verkehr gelingen kann, Sprinterverkehre zur Erzielung 
von Reisezeiten im Bereich von drei Stunden zwischen 
wichtigen Zentren mit einem deutschlandweiten Integ-
ralen Taktfahrplan (ITF) im Fernverkehr zu vereinba-
ren. 

In drei Stunden Reisezeit kann die Bahn zwei 800 Ki-
lometer entfernte Orte verbinden. Beispiel ist hier der 
TGV zwischen Paris und der zweitgrößten französi-
schen Stadt Marseille. Innerhalb der elf deutschen Met-
ropolregionen liegen deren Hauptzentren (größer 
500 000 Einwohnern) bis etwa 600 Kilometer ausein-
ander — mit Ausnahme von Hamburg/Bremen und 
München mit einer Entfernung von etwa 750 Kilome-
tern. Von dieser Ausnahme abgesehen sollte es auch in 
Deutschland möglich sein, entfernte Hauptzentren in 
der Ziel-Reisezeit von zweieinhalb bis dreieinhalb 
Stunden untereinander zu verbinden. 

Fokus Mitte Deutschlands 

Deutschland ist dicht besiedelt, seine Zentrenstruktur 
mit elf Metropolregionen ist aber als randlastig zu be-
zeichnen. Es lässt sich in der Mitte Deutschlands ein 
Kreis mit einem Durchmesser von 300 Kilometern 
legen, in dem kein Hauptzentrum einer Metropolregion 
liegt. Um diese Zentren schnell untereinander zu ver-
binden, sollte der Kreis nonstop durchfahren werden 
können. Ergänzende Schnellfahrstrecken sollten Sprin-
terverkehre bündeln, abschnittsweise aber auch von 
Fernzügen zur Beschleunigung des ITF genutzt werden 
können. 

Den Vorschlag einer neuen Schnellfahrstrecke zwi-
schen Frankfurt (Main) und Erfurt hat der Autor 2011 
in der Zeitschrift Bahn-Report beschrieben2. Von An-
dersen ist die Beschleunigung der Schnellfahrstrecke 
Hannover – Würzburg durch Verkürzung und Umfah-
rung von Göttingen und Kassel sowie eine direkte Füh-
rung von Zügen aus Köln über Frankfurt-Höchst nach 
Frankfurt (Main) Hbf entnommen3. In der Grafik  ist 

                                                 
2 Rebmann, M.: Hochgeschwindigkeit und Klimaschutz — 3 ½ 
Stunden per Bahn zwischen deutschen Metropolregionen ermögli-
chen Verkehrsverlagerungen vom Flugzeug. Bahn-Report 2/2011, 
Seiten 74 bis 79. 
3 Andersen, S.: Hamburg – Frankfurt (Main) und Köln – München 
in weniger als drei Stunden – eine Vision? Eisenbahn-Revue Inter-
national 3/2004, Seiten 134 bis 143. 
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dieser Zielzustand an durchgehenden Schnellfahrstre-
cken in der Mitte Deutschlands dargestellt. 

 

Streckenbelegung mit Vorrang für den ITF 

Die Schnellfahrstrecken sind für ITF- wie für Sprinter-
Züge gleichsam nutzbar, indem diese nach Bedarf ein- 
und ausscheren. Gleiche Höchstgeschwindigkeit erlaubt 
bei vier Minuten Zugfolgezeit 15 Trassen je Stunde und 
Richtung. Bei der Belegung wird den Zügen des ITF 
Vorrang eingeräumt, da hier Auswirkungen auf das 
gesamte ITF-System eintreten. Der Betrachtung zu 
Grunde gelegt ist der ITF Deutschland 2020 nach 
Breuer/Uekermann4. Diesem ist teilweise das VCD-
Fernverkehrskonzept für Mitteldeutschland5 vergleich-
bar, ebenfalls mit einem Taktknoten in Erfurt zur Minu-
te 30. Die nachfolgenden Ausführungen sind Auszüge 
aus den Linienkonzeptionen, die im ersten Horber Ta-
gungsband6 dargestellt sind. 

Zunächst wird eine stündliche direkte Verbindung zwi-
schen Frankfurt (Main) und Erfurt angesetzt. Dadurch 
rücken die beiden Knoten um eine ganze Stunde näher 

                                                 
4 Breuer, S. und Uekermann, R.: ITF Deutschland 2020 — Ein 
Taktfahrplan für den deutschen Fernverkehr. Eisenbahn-Revue 
International 11/2011, Seiten 557 bis 563 sowie Fortsetzungen in 
den Folgeausgaben 12/2011 und 1/2012. 
5 VCD-Landesverband Elbe-Saale: Fernverkehrskonzept für Mittel-
deutschland. Juni 2012. 
6 Rebmann, M.: Fernbahn und Klimaschutz: Lassen sich ITF und 
Sprinterverkehre vereinbaren? Tagungsband 30/1 der 30. Horber 
Schienen-Tage 2012, Die Schiene — Rückgrat der Mobilität, Sei-
ten 66 bis 77, ISSN 2193-4630. 

zusammen gegenüber der weiterhin beizubehaltenden 
Verbindung über Hanau, Fulda, Bad Hersfeld und Ei-
senach. Weiter kann die Nord-Süd-Verbindung von 
Hamburg/Bremen über Hannover nach Frankfurt um 
eine halbe Stunde beschleunigt werden, indem die Züge 
ab Kassel direkt und ohne Halt bis Frankfurt geführt 
werden, während Fulda weiterhin im Stundentakt mit 
dem Norden und mit Frankfurt verbunden bleibt. Die 
ITF-Linie von Berlin über Wolfsburg, Braunschweig, 
Hildesheim und Göttingen kann ab Kassel ebenfalls um 
30 Minuten beschleunigt direkt nach Frankfurt geführt 
werden. Alle zwei Stunden ist aber auch eine Führung 
nach Gießen möglich, wo sie ideal in den dortigen 
Knoten zur Minute 00 eingebunden werden kann. Eine 
anschließende direkte Weiterführung nach Mannheim 
erhält den Zeitvorteil von einer halben Stunde in Rich-
tung Süden. Schließlich kann eine zweistündliche ITF-
Linie Mannheim – Magdeburg über Gießen, Bad Hers-
feld und Halle (Saale) die Verbindung Mannheim – 
Gießen zum Stundentakt verdichten und den Knoten 
Gießen in Richtung Osten mit einem Zeitvorteil von 
zwei Stunden anschließen, der Richtung Westen bis 
nach Siegen und Hagen reicht. 

Trassen für Sprinterverkehre 

Die Trassen der ITF-Züge lassen sich in die Bildfahr-
pläne der Schnellfahrstrecken im Kernbereich eintra-
gen. Anschließend können die verbleibenden Trassen 
für Sprinterverkehre bestimmt werden. Daraus ergeben 
sich jeweils ein bis zwei Nonstop-Trassen je Stunde 
und Richtung zwischen Hannover, Leipzig, Fulda, 
Frankfurt und Mannheim. Jede Trasse legt die Ab-
fahrtszeiten in den Knoten bereits fest. Eine möglichst 
günstige Auswahl ist Basis für die Konzeption von 
Sprinterzügen. 

Ein erster Sprinter verbindet Hamburg mit Frankfurt 
bei einzigem Zwischenhalt in Hannover in 2 Stunden 
45 Minuten und damit mehr als eine Stunde schneller 
als heute. Eine Weiterführung über den Frankfurter 
Flughafen nach Mainz ermöglicht dort einen Anschluss 
nach Koblenz. Ein zweiter Nord-Süd-Sprinter verbindet 
Hannover direkt mit Mannheim. Der Start in Hannover 
kann vier Minuten vor dem Sprinter nach Frankfurt 
erfolgen. Dadurch kann die zweite Sprinterlinie in 
Bremen beginnen und in Hannover ist ein gegenseitiges 
Umsteigen möglich. Ab Mannheim wird die Linie bis 
Stuttgart geführt. Beide Sprinterlinien können in Han-
nover im Fahrweg getauscht werden, so dass Direkt- 
und Umsteigeverbindungen im Wechsel auf den Rela-
tionen Hamburg – Stuttgart und Bremen – Stuttgart in 
3 Stunden 40 Minuten und damit mehr als eineinhalb 
Stunden schneller als heute angeboten werden können. 
Für zwei weitere Sprinterlinien von Mannheim nach 
Leipzig und von Frankfurt nach Leipzig können Tras-
sen gewählt werden, die mit vier Minuten Abstand bei 
der Ankunft in Leipzig liegen. Nach Korrespondenz am 
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gleichen Bahnsteig fährt der eine Zug weiter nach Ber-
lin, der andere nach Dresden. In beiden Relationen ab 
Leipzig kann der Stundentakt zu einem Halbstunden-
takt verdichtet werden. Der Sprinter aus Frankfurt star-
tet bereits in Köln oder Düsseldorf, der Sprinter über 
Mannheim beginnt in Stuttgart oder in Karlsruhe. Die 
erzielbaren Reisezeiten betragen Frankfurt – Berlin in 
2 Stunden 45 Minuten, Düsseldorf – Leipzig in 3 Stun-
den 5 Minuten, Stuttgart – Berlin und Stuttgart – Dres-
den in 3 Stunden 45 Minuten sowie Köln – Dresden in 
3 Stunden 50 Minuten, sie sind damit zwischen einein-
halb und zweieinhalb Stunden schneller als heute. 
Schließlich kann eine Sprinterlinie die Verbindung 
Köln – Berlin noch einmal verkürzen. So erfolgt ein 
Halt im Raum Frankfurt nur in Frankfurt-Höchst. Unter 
Umgehung und Entlastung des Hauptbahnhofs fährt der 
Sprinter direkt auf die Schnellfahrstrecke bis nach Hal-
le (Saale). Es kann eine Trasse genutzt werden, die vier 
Minuten vor der 2-Stunden-ITF-Linie Mannheim – 
Gießen – Bad Hersfeld in Halle eintrifft. Durch Aus-
dehnung der Haltezeit auf acht Minuten ist wiederum 
ein gegenseitiges Umsteigen möglich, die Sprinterlinie 
fährt weiter nach Berlin, die ITF-Linie nach Magde-
burg. Es ist eine Gesamt-Fahrtzeit Köln – Berlin von 
dreieinhalb Stunden möglich und damit fast eine Stun-
de schneller als im ITF über Hamm nach Berlin. 

Fazit 

Sprinterverkehre lassen sich mit dem ITF vereinbaren, 
hier aufgezeigt mit einem zu Grunde gelegten ITF im 
Fernverkehr für ganz Deutschland. Investitionen in der 
Mitte Deutschlands lassen einen angebotsorientierten 
ITF-Fernverkehr in Nord-Süd-Richtung um eine halbe 
Stunde, in Südwest-Ost-Richtung um 1 Stunde und in 
West-Ost-Richtung um 2 Stunden beschleunigen. 
Gleichzeitig sind über nachfrageorientierte Sprinterver-
kehre im Ein-, Zwei- oder Vier-Stundentakt viele wich-
tige Verbindungen zwischen deutschen Zentren in 
zweieinhalb bis annähernd dreieinhalb Stunden mög-
lich. Die Bahn kann dadurch Flughäfen entlasten, so 
dass Investitionen statt in Flughafenerweiterungen bes-
ser in mit 6 bis 7 Fernzügen je Stunde und Richtung 
sehr gut ausgelasteten Schienenstrecken erfolgen soll-
ten. Zwischen ITF- und Sprinterlinien ergeben sich 
durch Korrespondenzen und Taktverdichtungen wichti-
ge Synergien, die das System Bahn erheblich stärken 
und somit Reisende erreicht werden, die eher dem Auto 
und dem Flugzeug verbunden sind. 

Schnelle Verbindungen aus den Räumen Köln, Frank-
furt, Mannheim, Stuttgart und Karlsruhe bis hin zur 
aufkommensstärksten Auslandsverbindung aus der 
Schweiz führen nun von Süden in das Berliner Stadtge-
biet, wo die Strecken erhebliche Reserven aufweisen. 
Unterwegs profitiert in besonderem Maße der bevölke-
rungsreiche mitteldeutsche Raum, dessen Bahninfra-
struktur seit Jahren modernisiert wird und dabei 

2013/2015 mit Inbetriebnahme der S-Bahn Mittel-
deutschland und der Schnellfahrstrecke Erfurt – Halle / 
Leipzig einen vorläufigen Abschluss erreicht. In Kom-
bination mit zielgerichteten Investitionen in der Mitte 
rückt Deutschland ein erhebliches Stück weiter zu-
sammen — per umwelt- und klimaschonender Bahn. 

ÖBB bestellt 100 Regionalzüge 

Der Aufsichtsrat der Österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB) hat am 30. Januar 2013 den Vorstand autori-
siert, bei Siemens die ersten 100 Nah- und Regional-
verkehrszüge vom Typ Desiro ML aus einer Rahmen-
vereinbarung abzurufen. Der Vertrag soll nach Ablauf 
der vergaberechtlichen Stillhalteperiode unterzeichnet 
werden. 

Die dreiteiligen elektrischen Triebfahrzeuge sollen ab 
Ende 2015 ausgeliefert werden. Die Endfertigung der 
soll im Werk Jedlersdorf der ÖBB stattfinden. 30 Züge 
sind für den S-Bahn-Verkehr in Wien und Niederöster-
reich und 70 für den Regionalverkehr in Oberösterreich 
und der Steiermark vorgesehen. Das Auftragsvolumen 
beträgt 550 Millionen Euro. 

Desiro ML Triebzüge lassen sich an das jeweilige Fahr-
gastaufkommen anpassen. Die ÖBB wählten das Basis-
fahrzeug, bestehend aus einer dreiteiligen Grundeinheit. 
Die S-Bahn-Züge verfügen über 244, die Regionaltrieb-
züge über 259 Sitzplätze. Die Desiro-Züge erreichen 
eine Höchstgeschwindigkeit von 160 Kilometern pro 
Stunde. Niederflureinstiege garantieren einen barriere-
freien Zugang für Rollstuhlfahrer und Kinderwagen. 

City-Ticket gilt auch am Startort 

Das vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) und der Deutschen Bahn entwickelte Cityticket 
gilt seit dem 09. Dezember 2012 auch am Startort der 
Reise. In insgesamt 120 deutschen Städten können die 
Inhaber einer Bahncard den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) nun zu Beginn und am Ziel ihrer 
Bahnfahrt kostenlos nutzen. Bislang war dies nur am 
Zielort oder mit der Bahncard 100 möglich. Vorausset-
zung ist eine Reise über mindestens 100 Kilometer im 
Fernverkehr (ICE, IC, EC) mit Bahncard-Ermäßigung. 

„Die Ausweitung des City-Tickets auf den Startort der 
Reise ist ein sinnvoller Schritt, um die gemeinsame 
Nutzung von Fern- und Nahverkehr für die Kunden zu 
vereinfachen. Als Bahncard-Inhaber muss man sich nun 
keine Gedanken mehr machen, woher man das entspre-
chende ÖPNV-Ticket für die Fahrt zum Bahnhof be-
kommt. Das macht die Kombination aus Bahnfahren 
und ÖPNV-Nutzung unkomplizierter“, erklärte VDV-
Präsident Jürgen Fenske. 
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Thalys mit Umsatzplus von 2,1 Prozent 

Mit einem Jahresumsatz von 479 Millionen Euro im 
Geschäftsjahr 2012 setzte der Hochgeschwindigkeits-
zug Thalys seine erfolgreiche Entwicklung fort; das 
Umsatzplus zum Vorjahr beträgt 2,1 Prozent. Insge-
samt waren 6,6 Millionen Passagiere innerhalb des 
Thalys-Netzes unterwegs. Auf der Strecke zwischen 
Deutschland und Paris verzeichnet Thalys einen Zu-
wachs von 3,9 Prozent an Reisenden. Auf der seit 2011 
erweiterten Thalys-Strecke nach Essen konnten zahlrei-
che neue Kunden gewonnen werden, mit den höchsten 
Passagierzahlen von und nach Düsseldorf. 

Im Jahr 2012 hat sich die Pünktlichkeit der Thalys-
Flotte kontinuierlich verbessert. Insgesamt erreichten 
89,9 Prozent aller Züge ihre Zielbahnhöfe mit weniger 
als 15 Minuten Verspätung, eine Verbesserung um 
knapp drei Prozent. Die Kundenzufriedenheit ist um 1,6 
Prozentpunkte auf 86,5 Prozent gestiegen. 

Bahnhof des Jahres 2013 vorschlagen 

Seit 2004 kürt die Allianz pro Schiene jeden Herbst 
zwei Bahnhöfe für herausragende Kundenfreundlich-
keit — einen kleinen und einen großen. Auch in diesem 
Jahr sollen die Reisenden ein Wörtchen mitreden und 
ihren Lieblingsbahnhof nominieren. 5400 Bahnhöfe 
gibt es in Deutschland, zwei davon wählt die Jury aus. 

Sie können Ihren Lieblingsbahnhof bis Ende Juni 2013 vor-
schlagen: www.bahnhof-des-jahres.de. 

Andere Verkehrsmittel 
des Umweltverbunds 

Fahrgastrechte für Busreisende in Kraft 

Die Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im 
Kraftomnibusverkehr der EU (181/2011) ist am 
01. März 2013 in Kraft getreten. Die neuen Rechte 
umfassen: 
• ein Verbot der Diskriminierung aus Gründen der 

Staatsangehörigkeit in Bezug auf Tarife und andere 
Vertragsbedingungen; 

• ein Verbot der Diskriminierung von behinderten 
Menschen und Personen mit eingeschränkter Mobi-
lität; 

• die Verfügbarkeit angemessener Informationen für 
alle Fahrgäste, sowohl vor als auch während der 
Reise; 

• den Anspruch auf Erstattung des vollen Fahrpreises 
oder auf Weiterreise mit geänderter Streckenfüh-
rung bei Überbuchung, Annullierung oder Verzöge-
rung um mehr als 2 Stunden bei einer Distanz von 
mehr als 250 Kilometer; 

• angemessene Hilfeleistung (Imbisse, Mahlzeiten 
sowie ggf. Unterbringung) bei Annullierung oder 
einer Verzögerung der Abfahrt um mehr als 90 Mi-
nuten bei Fahrten von über drei Stunden und mehr 
als 250 Kilometer; 

• Entschädigung bei Tod oder Körperverletzung von 
Fahrgästen und Verlust oder Beschädigung von Ge-
päck aufgrund von Straßenverkehrsunfällen; 

• Errichtung von Beschwerdenstellen durch die Bus-
unternehmen. 

 
DB-Expressbuss aus Nürnberg vor der Prager Burg. 
Foto: DB AG / Michal Málek. 

Der kostengünstige 
Fernlinien-Omnibus? 

Rudolf Breimeier, Bad Bevensen 

Mit dem nachfolgenden Beitrag fasst der Autor seinen 
Aufsatz „Der Fernlinien-Omnibus — die kostengünstige 
Alternative zur Eisenbahn?“ (Eisenbahn-Revue 
International 1/2013, Seiten 41 bis 48) sehr gerafft 
zusammen. Nicht genannte Hintergrundinformationen, 
Quellen und Kostensätze sind aus der Langfassung 
ersichtlich. 

Die Novelle zum Personenbeförderungsgesetz 

Mit der Novelle zum Personenbeförderungsgesetz hat 
der Deutsche Bundestag mit Wirkung vom 01. Januar 
2013 entschieden, Linienfernverkehr mit Omnibussen 
auch in Konkurrenz zur Eisenbahn zukünftig generell 
zuzulassen. Triebfeder dieser Neuerung war unter ande-
rem die vorherrschende landläufige Meinung, der Om-
nibus sei das kostengünstigste öffentliche Personenver-
kehrsmittel. Es trifft sicherlich zu, dass sich ein Omni-
bus mit einer Besetzung von 20 Reisenden noch wirt-
schaftlich betreiben lässt, ein Schienenfahrzeug hinge-
gen nicht mehr. Dennoch stellen sich Zweifel an der 
vorherrschenden Meinung im Falle stärkerer Verkehrs-
ströme ein. Es erscheint daher angebracht, den ver-
meintlichen Kostenvorteil des Omnibusses durch eine 
analytische Betrachtung der einzelnen Kostenkompo-
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nenten genauer „unter die Lupe zu nehmen“ und die 
Kosten je Platz-Kilometer (Pl-km) von Omnibus und 
Eisenbahn gegenüberzustellen. 

Die Hierarchie der Kosten 

Eine analytische Kostenermittlung im Verkehrswesen 
basiert in erster Linie auf den technisch-physikalischen 
Eigenschaften des jeweils betrachteten Verkehrsmittels. 
Hierarchisch gegliedert lässt sich folgende Rangord-
nung der Kosten aufstellen: 

1.Stufe: Kosten der Fahrzeugbewegung (Fahrtkosten) 
• Kapitalkosten der Fahrzeuge (Abschreibung, Zin-

sendienst), 
• Versicherung, 
• Kosten des fahrenden Personals, 
• Kosten der Traktionsenergie, 
• Kosten für Instandhaltung und Pflege (einschließ-

lich Reinigung). 

2. Stufe: Kosten für die Nutzung des Fahrwegs 

3. Stufe: Kosten für Marketing, Vertrieb und Service 

4. Stufe: Kosten der Verwaltung 

5. Stufe: Gewinn 

Der Schwerpunkt der vorliegenden Betrachtung liegt 
auf der Stufe 1, Stufe 2 wird in einem zweiten Schritt 
angesprochen. Bei einem Vergleich zweier technisch 
unterschiedlicher Verkehrsmittel sind die Stufen 3 bis 5 
ohne Bedeutung, wenn die Technik — wie in diesem 
Fall — auf diese Bereiche keinen Einfluss ausübt Die 
für das Angebot am Markt und damit für die Preisges-
taltung maßgebenden vollen Kosten können daher bei 
dieser Betrachtung vernachlässigt werden. 

Die Omnibus-Fahrtkosten 

Die Fahrzeuge 

Die wichtigsten Angaben zu drei betrachteten Omni-
bus-Typen sind in der nachstehenden Tabelle zusam-
mengestellt. 

Zusammenstellung technischer und wirtschaftlicher Daten der 
betrachteten Omnibusse (Firma Setra), Kostenstand 2012. 

Modell S 415 HD S 416 HDH S 431 DT 
Interne 
Bezeichnung Zweiachser Dreiachser 

Doppel-
decker 

Achszahl 2 3 3 
Länge 12,20 m 13,19 m 13,89 m 
Motorleistung 315 kW 315 kW 370 kW 
Sitzplätze (Vier-
sterne-
Bestuhlung) 44 50 72 * 
Kaufpreis 275 000 € 367 000 € 470 000 € 
Dieselverbrauch 
auf 100 km 27 Liter 30 Liter 32 Liter 

* Die Deutsche Bahn AG setzt den genannten Omnibus-Typ im 
Linienverkehr Prag – Nürnberg / München bei einer Viersterne-
Bestuhlung mit 72 Sitzplätzen ein. 

Die Randbedingungen der Kostenrechnung seien 
stichwortartig genannt: 
• Anwendung der Annuitätsmethode, 
• kalkulatorischer Zinssatz 6 Prozent, 
• Preis- und Kostenstand 2010 bis 2012, 
• Fahrleistung eines jeden Omnibus 200 000 bis 

350 000 Kilometer pro Jahr, 
• maximale Gesamtleistung eines Fahrzeugs 

1,5 Millionen Kilometer, 
• Nutzungsdauer der Fahrzeuge hiernach 4 bis 7 Jahre, 
• Besetzung eines Fahrzeugs jeweils mit 1 Fahrer, 
• 2 Dienstschichten der Fahrer je Bus und Tag, 
• Anzahl der je Fahrzeug gebundenen Fahrer: 2,5, 
• Kosten eines Fahrers einschließlich Sozialabgaben, 

Urlaubs- und Krankheitsvertretung: 40 000 Euro pro 
Jahr, 

• Preis für Dieselöl (ohne Mehrwertsteuer): 1,26 Eu-
ro/Liter, 

• sonstige Kosten siehe Langfassung. 

Ergebnis 

Die Fahrtkosten je Platz-Kilometer sind für die drei 
betrachteten Omnibusse in Abhängigkeit von der Fahr-
leistung im Bild 1 dargestellt. Die spezifischen Fahrt-
kosten für einen „Eindecker-Bus“ sowohl mit zwei als 
auch mit drei Achsen betragen 2,5 bis 2,7 Cent pro 
Platzkilometer. Der Übergang auf einen „Doppelde-
cker“ gestattet eine Verminderung dieser Werte auf 1,9 
bis 2,1 Cent pro Platzkilometer. 

 
Bild 1: Spezifische Fahrtkosten je Platzkilometer dreier Omnibusse 
in Abhängigkeit von der Fahrleistung LL, Kostenstand 2012. 

Die Zug-Fahrtkosten 

Die Fahrzeuge 

Als repräsentativ für den Personenfernverkehr der Ei-
senbahn in Deutschland werden drei moderne Halb-
Züge ausgewählt, die sich zu Vollzügen zusammen-
kuppeln lassen. Aus dem im Bau befindlichen IC-
Doppelstockzug (IC-Dosto 1), der für eine Höchstge-
schwindigkeit von nur 160 km/h ausgelegt ist, wird als 
Fiktion eine schnellere Version (IC-Dosto 2) abgeleitet, 
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verbunden mit einem Kostenanstieg um schätzungswei-
se 23 Prozent. Die technisch-wirtschaftlichen Daten der 
Züge sind in der nachstehenden Tabelle zusammenge-
fasst. 

Übersicht über die betrachteten Zuggarnituren, 
Kostenstand etwa 2010-2012 

Typ ICE 3 ICx IC-Doppelstockzug 
   Dosto 1 Dosto 2 
Erstes Liefer-
jahr 1999 2013 2013 Fiktion 

Zugbildung 8 Wagen 7 Wagen 
Lok 146. 2 
+ 5 Wagen 

Länge 200,3 m 200 m 153,4 m 
Sitzplätze * 415 516 469 
Leergewicht 409 t 415 t 329 t 
Antriebs-
leistung N 8000 kW 4950 kW 5600 kW 
Höchstge-
schwindigkeit 330 km/h 249 km/h 160 km/h 230 km/h 

Kaufpreis 
29 

Mio. € 
23 

Mio. € 
13,41 
Mio. € 

16,5 
Mio. € 

Instand-
haltungs- und 
Pflegekosten 
pro Zugkm 2,90 € 2,45 € 1,94 € 2,39 € 

* Einschließlich der Plätze im Restaurant (ICE 3: 24 Plätze, ICx: 
17 Plätze, IC-Dosto: Kein Restaurant) 

Anmerkung zur Kostenrechnung 

Das im Gegensatz zu den Autobahnen stark variierende 
Geschwindigkeitsniveau der Eisenbahnstrecken beein-
flusst die Laufleistung der Fahrzeuge und damit die 
Kosten. Vor der eigentlichen Kostenrechnung ist eine 
aufwendige fahrdynamische Berechnung der Zugfahr-
ten notwendig, um sowohl die Fahrzeit als auch den 
Energieaufwand der Zugfahrten in Abhängigkeit von 
der Geschwindigkeit zu ermitteln. In dieser Hinsicht 
wird auf die Langfassung verwiesen. Sonstige Daten 
der Kostenrechnung seien stichwortartig genannt. 
• Nutzungsdauer der Fahrzeuge 25 Jahre, 
• Besetzung eines Zuges jeweils mit 1 Lokführer und 

3 Zugbegleitern, 
• 2 Dienstschichten des fahrenden Personals je Zug 

und Tag, 
• Anzahl der je Zuggarnitur gebundenen Personale: 3 

Lokführer und 8 Zugbegleiter, 
• Kosten je Mitarbeiter einschließlich Sozialabgaben 

sowie für Urlaubs- und Krankheitsvertretung: Lok-
führer 60 000 Euro pro Jahr, Zugbegleiter 50 000 
Euro pro Jahr, 

• Energiebedarf eines einstöckigen Reisezugwagens 
70 000 Kilowattstunden pro Jahr, 

• Energiebedarf eines Doppelstockwagens 100 000 
Kilowattstunden pro Jahr, 

• Preis elektrischer Energie 12,50 Cent pro Kilowatt-
stunde. 

Ergebnis 

Wie die Bilder 2 und 3 ausweisen, kann etwa mit fol-
genden spezifischen Fahrt-Kosten je Platz-Kilometer 
gerechnet werden: 

ICE-Verkehr ICE 3: 2,5 – 2,7 Ct / Pl-km 
 ICx: 1,8 – 2,0 Ct / Pl-km 
 IC-Dosto 2: 1,7 – 1,9 Ct / Pl-km 

IC-Verkehr ICx: 2,0 – 2,2 Ct / Pl-km 
 IC-Dosto 1: 1,6 – 1,8 Ct / Pl-km 

 
Bild 2: Spezifische Fahrtkosten je Platz-Kilometer dreier Züge in 
Abhängigkeit von der Fahrgeschwindigkeit V, durchschnittlicher 
Halteabstand 90 Kilometer (ICE-Einsatz), Kostenstand 2010-2012. 

 
Bild 3: Spezifische Fahrtkosten je Platz-Kilometer zweier Züge in 
Abhängigkeit von der Fahrgeschwindigkeit V, durchschnittlicher 
Halteabstand 35 Kilometer (IC-Einsatz), Kostenstand 2010-2012. 

Ein Kostenvergleich zwischen Omnibus und 
Eisenbahn 

ist aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich. Gegen-
über den bisherigen Angaben sind die Daten zu Mittel-
werten „verdichtet“ worden. Wie zu erkennen ist, 
schlagen die Fahrwegkosten bei der Eisenbahn erheb-
lich zu Buche. 
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Spezifische Kosten je Platz-Kilometer der betrachteten Züge 
und Omnibusse 
(F 1, F 2, F 3 bezeichnen die Kategorien der Trassenpreise) 

Fahrzeug Fahrtkosten 
Fahrtkosten + 

Fahrwegkosten 

ICE-Einsatz, Doppeltraktion 
 ICE 3 (F 1) 
 ICx (F 1) 
 IC-Dosto 2 (F 1) 

IC-Einsatz, Einfachtraktion 
 ICx (F 2) 
 IC-Dosto 1 (F 3) 

Omnibus 
 Zweiachser-Omnibus 
 Dreiachser-Omninus 
 Doppeldecker-Omnibus 

2,6 Ct / Pl-km 
1,9 Ct / Pl-km 
1,8 Ct / Pl-km 

 

2,1 Ct / Pl-km 
1,7 Ct / Pl-km 

 

2,6 Ct / Pl-km 
2,6 Ct / Pl-km 
2,0 Ct / Pl-km 

3,5 Ct / Pl-km 
2,6 Ct / Pl-km 
2,6 Ct / Pl-km 

 

3,1 Ct / Pl-km 
2,7 Ct / Pl-km 

 

3,0 Ct / Pl-km* 
2,9 Ct / Pl-km* 
2,2 Ct / Pl-km* 

*Fiktive Werte für die Fahrt auf Autobahnen, falls — entsprechend 
den Lkw — eine Maut in Höhe von 17 Cent je Fahrzeug-Kilometer 
erhoben werden sollte. 

Fahrwegkosten der Eisenbahn je Trassen-km (Tr-km) 
 Kategorie F 1 201-280 km/h → 4,48 € / Tr-km 
 Kategorie F 2 161-200 km/h → 3,11 € / Tr-km 
 Kategorie F 3 101-160 km/h → 2,80 € / Tr-km 

Liegen — wie im Fernverkehr zumeist — Taktverkehre vor, sind 
die genannten Kostensätze mit dem Faktor 1,65 zu multiplizieren. 

Nach den genannten Zahlen ist die Eisenbahn hinsicht-
lich der technisch-physikalisch bedingten Kosten einer 
Fahrzeugbewegung (Fahrtkosten) im öffentlichen Per-
sonenfernverkehr bezogen auf den Platz-Kilometer das 
kostengünstigste Verkehrsmittel. Werden der Eisen-
bahn — letztlich im Ermessen des Staates liegenden — 
Kosten für die Fahrwegnutzung angelastet, dem Fernli-
nienbus hingegen nicht, geht dieser Vorteil verloren. 

Wettbewerb zwischen Omnibus und Eisenbahn 

Die Novelle zum Personenbeförderungsgesetz bietet 
die Chance, abseits der Schiene mittels Omnibus-
Fernlinien ein die Eisenbahn ergänzendes schnelles 
öffentliches Fernverkehrsangebot „aus einem Guss“ zu 
entwickeln. Zu erwarten ist hingegen eine gänzlich 
andere Entwicklung. Nach Äußerungen von Branchen-
vertretern ist geplant, in Konkurrenz zur Eisenbahn die 
großen deutschen Ballungsgebiete untereinander durch 
Fernbuslinien zu verbinden. Hiernach sind wirtschaft-
lich interessante Punkt-Punkt-Verbindungen geplant, 
die eine hohe Platzausnutzung — angestrebt werden 
mindestens 60 Prozent — ermöglichen und damit eine 
günstige Kostenstruktur garantieren. 

In Deutschland betreibt die Eisenbahn im Personen-
fernverkehr ein landesweit vernetztes Taktsystem weit-
laufender Züge, die jeweils Linienverkehre bieten. Ein 
Zug bedient eine Kette von Haltestationen. In einem 
Zuglauf überlagert sich eine Vielzahl von Verkehrsrela-
tionen, so dass sich eine Platzausnutzung von mehr als 
50 Prozent schwer erreichen lässt. Sollte die Eisenbahn 
durch die Konkurrenz des Omnibusses wirtschaftlich in 
Bedrängnis geraten, ist auch auf der Schiene durch den 
Übergang zu lukrativen Punkt-Punkt-Verkehren eine 

Anhebung des Platzausnutzungsgrades und damit eine 
Kostenminderung möglich. Dies würde eine Ausdün-
nung des Angebots vor allem in den zeitlichen und 
örtlichen Randlagen sowie die Schwächung eines 
deutschlandweiten, vernetzten Fernverkehrstaktsystems 
bedeuten. 

Fazit 

Der seit kurzem mögliche Wettbewerb zwischen Fern-
linien-Omnibus und Eisenbahn ist politisch gewollt. 
Wettbewerb ist generell positiv zu werten, er muss nur 
unter gleichen Bedingungen stattfinden können. Das ist 
aber — bewusst vom Staat gesteuert — nicht der Fall. 
Durch die einseitige Anlastung der Fahrweg-Kosten 
allein gegenüber der Eisenbahn wird letztere benachtei-
ligt. Der vermeintlich „billige“ Omnibus verdankt sei-
nen Vorteil allein dem Verzicht des Staates auf Anlas-
tung der entsprechenden Fahrwegkosten. Um die Chan-
cengleichheit im Wettbewerb zu wahren, sollte auch 
der Fernlinien-Omnibus zumindest auf Autobahnen, 
ohne deren Existenz er nicht marktfähig wäre, zu einer 
Maut herangezogen werden, wie es in den umliegenden 
Ländern Deutschlands üblich ist. 

Entflechtungsmittel 
finanzieren ÖPNV-Projekte 

Die Entflechtungsmittel, deren Dotierung nach dem 
Jahr 2013 noch unklar ist, sind das zentrale Finanzie-
rungsinstrument für den Öffentlichen Personennahver-
kehr in deutschen Städten und Gemeinden. Eine im 
Februar 2013 veröffentlichte Abfrage des VDV zeigt, 
dass in den Jahren 2010 bis 2013 mindestens 160 Nah-
verkehrsprojekte durch diese Gelder mitfinanziert wur-
den. Das gesamte Investitionsvolumen dieser Projekte 
beträgt knapp 2,5 Milliarden Euro. Etwa 1,5 Milliarden 
Euro (rund 62 Prozent) hat der Bund dabei aus den 
Entflechtungsmitteln und dem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) beigesteuert. „Man kann mit 
Fug und Recht behaupten, dass es ohne die Entflech-
tungsmittel nahezu einen Baustillstand im deutschen 
ÖPNV gäbe. Deshalb ist es für unsere Branche von 
entscheidender Bedeutung, dass entsprechende Gelder 
auch nach 2013 für verkehrsbezogene Investitionen zur 
Verfügung stehen“, so VDV-Präsident Jürgen Fenske. 

Fahrgastzahlen im Nahverkehr 
2012 erneut gestiegen 

Im Jahr 2012 stiegen die Fahrgastzahlen bei Bus und 
Bahn erneut an. Inzwischen sind jährlich fast zehn Mil-
liarden Menschen mit dem ÖPNV unterwegs. Seit 2002 
sind die Kundenzahlen damit um etwa acht Prozent 
gestiegen. „9,8 Milliarden Fahrgäste sind ein sehr gutes 
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Ergebnis und ein deutliches Signal: Ohne einen leis-
tungsstarken und funktionsfähigen Nahverkehr würde 
Deutschland stillstehen“, bilanzierte Jürgen Fenske, 
Präsident des Verbands Deutscher Verkehrsunterneh-
men (VDV) bei der Jahrespressekonferenz am 22. Feb-
ruar 2013. Auch die Verkehrsleistung ist erneut gestie-
gen. Die Busse und Bahnen der deutschen ÖPNV-
Unternehmen legten 2012 insgesamt 92,4 Milliarden 
Personenkilometer zurück, und damit 1,4 Prozent mehr 
als 2011. 

Mit den zunehmenden Fahrgastzahlen sind auch die 
Erträge aus der Fahrgastbeförderung weiter gestiegen, 
im vergangenen Jahr sogar um vier Prozent. „Das ist 
ein großer und finanziell sehr wichtiger Schritt. Aber 
noch immer ist der finanzielle Aufwand pro Fahrgast 
bei den Unternehmen deutlich höher als der Nettoer-
trag“, erklärt Fenske. Während ein ÖPNV-Unterneh-
men pro Fahrgast einen Aufwand von 1,55 Euro hat 
(für Personal-und Betriebskosten, et cetera), „verdient“ 
das Unternehmen pro Kunde nur etwa 1,21 Euro. Die 
restlichen 34 Cent zahlt die öffentliche Hand durch 
Zuschüsse. 

Fenske: „Das zeigt, wie notwendig eine Mitfinanzie-
rung durch öffentliche Haushalte für unsere Branche ist 
und bleibt. Mit einem durchschnittlichen Kostende-
ckungsgrad von 78 Prozent ist der deutsche ÖPNV 
zwar schon heute deutlich wirtschaftlicher als in ande-
ren großen Industrienationen. Aber, diese Entwicklung 
war nur möglich, weil die Unternehmen effizient ge-
wirtschaftet haben und weil unsere Fahrgäste über den 
Ticketpreis entsprechend stärker an der Finanzierung 
des ÖPNV-Angebots beteiligt wurden.“ 

Der finanzielle Beitrag der öffentlichen Haushalte sinkt 
seit Jahren, 2002 zahlten diese pro Fahrgast noch über 
43 Cent dazu. 

Die GRV begrüßt die positive Entwicklung des ÖPNV 
und fordert die Politik auf, weiterhin den ÖPNV aus-
reichend finanziell zu unterstützen. 

75 Prozent der ÖPNV-Busse 
mit „grüner Plakette“ 

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) in 
Deutschland gehört auch im Busbereich zu den um-
welt- und klimafreundlichsten Verkehrsträgern. Nach 
Mitteilung des VDV vom 27. Dezember 2012 sind von 
den knapp 22 000 Linienbussen, die im städtischen 
ÖPNV fahren, inzwischen rund 75 Prozent mit einer 
„grünen Plakette“ unterwegs, erfüllen also mindestens 
die Werte der EU-Abgasnorm IV. 

„Die ÖPNV-Busse, die heute in den Städten noch ohne 
oder mit roter Plakette fahren, werden in den kommen-
den zwei Jahren durch Neufahrzeuge ersetzt, denn es 

handelt sich um ältere Fahrzeuge, die ihre maximale 
Nutzungsdauer bald erreicht haben. Nahezu die Hälfte 
unserer Fahrzeuge erfüllt schon heute die EU-Abgas-
norm V bzw. den noch höheren EEV-Standard“, erklär-
te VDV-Vizepräsident Ingo Wortmann. 

Bei der Nachrüstung von Systemen zur Abgasnachbe-
handlung (Abgasfilter) gerät auch der ÖPNV-Linienbus 
immer wieder mal in die Diskussion. Zu Unrecht, wie 
Wortmann klarstellte: „Das Problem der meisten Filter-
systeme zur Abgasnachbehandlung ist, dass sie erst ab 
einer gewissen Abgastemperatur einwandfrei funktio-
nieren. Diese Temperatur erreichen unsere Busse im 
städtischen Verkehr oft aber nicht. Eine Nachrüstung 
mit einem solchen Filter ist bei einem ÖPNV-Bus im 
Stadtverkehr also nutzlos und unwirtschaftlich“, erklärt 
Wortmann. 

Fußgängersicherheit verbessern 

Zu Fuß gehen ist die grundlegende Form der Mobilität 
und bietet viele Vorteile: preiswert, emissionsfrei, un-
abhängig vom Einkommen und gesund. Allerdings ist 
es auch sehr gefährlich. Das bei der OECD angesiedelte 
ITF (International Transport Forum) quantifiziert die 
weltweite Zahl der jährlich bei Straßenverkehrsunfällen 
getöteten Fußgänger mit über 400 000. 

Ein neuer Bericht des ITF schlägt die Verbesserung der 
Sicherheit der Fußgänger vor. Bei der Vorstellung am 
22. November 2012 betonte der Generalsekretär des 
ITF, José Viegas: „Wir müssen wieder lernen wie man 
geht. Und das heißt lernen, den Raum für Fußgänger zu 
organisieren. Das städtische Umfeld macht es oft 
schwierig, diese fundamentale Bewegungsform zu ge-
nießen. Dieser Bericht soll die Regierungen unterstüt-
zen, die richtigen Schritte zu einer besseren Mobilität 
und lebenswerteren Städten zu ergreifen.“ 

Die Studie „Pedestrian Safety, Urban Space and 
Health”, wurde unter Leitung des ITF von einer Ar-
beitsgruppe aus Verkehrsexperten von 19 Ländern und 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) erstellt. 

Zentrale Erkenntnisse der Studie sind: 
• Bis zu 50 Prozent der städtischen Wege werden zu 

Fuß zurückgelegt. 
• Durch eine Reduzierung der Geschwindigkeit von 

50 auf 30 Stundenkilometer lässt sich das Todesrisi-
ko für Fußgänger um 80 Prozent reduzieren. 

• Rund 30 Prozent der Fußgänger besitzt eine einge-
schränkte Mobilität. 

• Fußgänger leiden unter schwerem Trauma nach 
Straßenverkehrsunfällen, dies wird oft unterschätzt. 
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Die wesentlichen Empfehlungen des Berichts: 
• Die Bedürfnisse der Fußgänger in der frühesten 

Phase von Städteplanung und von Verkehrsinvesti-
tionen berücksichtigen. 

• Klare Verantwortung in allen Regierungsebenen zur 
Koordination des Fußgängerverkehrs einrichten. 

• Das Wissen über den Fußgängerverkehr verbessern, 
Monitoring Berichte erstellen. 

• Den Öffentlichen Personenverkehr als integrierten 
Teil bei neuen städtischen Gebieten betrachten. 

• In Stadtzentren dem nicht-motorisierten Verkehr 
mehr Flächen geben. Fußgängern einen sicheren 
und gut unterhaltenen Zugang zum öffentlichen Per-
sonenverkehr gewährleisten. Pkw-freie Zonen ein-
richten und das Parken auf Gehwegen und Überwe-
gen verhindern. 

• Nationale Leitlinien zur Fußgängerplanung für loka-
le Behörden erstellen. 

• Beim Entwerfen des Fußgängerumfelds berücksich-
tigen, dass Verkehrsteilnehmer Fehler machen. 

• Verkehrsberuhigte Zonen und Tempo 30 Zonen 
einrichten. 

• In Schulen eine hochwertige Verkehrserziehung 
durchführen. 

Der englische Bericht kann gelesen werden: 
www.oecd-ilibrary.org/transport/pedestrian-safety-
urban-space-and-health_9789282103654-en. 

Schifffahrt 
Donauausbau entschieden 

Überraschend gab es zum geplanten Donauausbau zwi-
schen Straubing und Vilshofen am 27. Februar 2013 
eine Entscheidung der Bayerischen Staatsregierung. 
Der Ministerrat hat sich mit den Ergebnissen der EU 
Studie zum Donauausbau befasst. Der Hochwasser-
schutz soll nun auf der Gesamtstrecke entsprechend der 
Variante A (siehe unten) erfolgen. Ministerpräsident 
Horst Seehofer betonte: „Eines ist klar: In meiner 
Amtszeit wird es keine Staustufe, keinen Stichkanal 
und keine Verfahren dazu geben“. 

Verkehrsminister Martin Zeil ergänzte: „Für die unstrit-
tigen 54 Kilometer wird jetzt der flussbauliche Ausbau 
nach der sanften Variante A in Angriff genommen. Für 
den Abschnitt zwischen der Isarmündung und der 
Mühlhamer Schleife wird keine Staustufe und kein 
Stichkanal gebaut.“ 

Hintergrund : Seit rund 50 Jahren wird zur Verbesse-
rung der Schifffahrtverhältnisse der Ausbau der Donau 
zwischen Straubing und Vilshofen (rund 70 Kilometer) 
diskutiert. Befürworter des Ausbaus haben vor allem 

die verkehrswirtschaftlichen Vorteile im Blick, wohin-
gegen für die Gegner des Projektes die größtmögliche 
Erhaltung des letzten noch nicht gestauten Abschnittes 
der Donau im Vordergrund steht. 

Der Bund und das Land Bayern hatten sich auf eine 
ergebnisoffene Prüfung der Varianten A (flussregelnder 
Ausbau) und C 2,80 (flussregelnder Ausbau mit einem 
Stauwehr und einer Schleuse mit Schleusenkanal) ver-
ständigt. Die Untersuchungen der Varianten A und 
C 2,80 wurden seit Ende 2009 in Planfeststellungstiefe 
durchgeführt und Ende 2012 abgeschlossen. Alle Ab-
schlussberichte mit den dazugehörigen Anlagen stehen 
zur Verfügung (siehe Link unten). Die EU finanzierte 
zu 50 Prozent die Studie „Variantenunabhängige Un-
tersuchungen zum Ausbau der Donau zwischen Strau-
bing und Vilshofen“. Zur Studie gehören auch Ver-
kehrsprognosen aller Verkehrsträger im Donaukorridor 
und eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für den Do-
nauausbau. 

Im Rahmen der Untersuchungen wurden keine Emp-
fehlungen für eine Ausbauvariante beziehungsweise für 
den Erhalt des jetzigen Zustands ausgesprochen. Nach 
einem Parlamentarischen Abend im Herbst 2012 war 
der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt 
zum Ergebnis gekommen: „Die im Oktober 2012 an die 
Öffentlichkeit gelangten ersten Ergebnisse der Untersu-
chungen zum Ausbau der Donau zwischen Straubing 
und Vilshofen lassen erkennen, dass ein Ausbau mittels 
Schleusenkanal und Schlauchwehr (Ausbauvariante C 
2,80) sowohl verkehrswirtschaftlich als auch umwelt-
politisch — entgegen anderslautender Behauptungen — 
durchaus vertretbar ist. Insbesondere die in allen Aus-
bauvarianten gegebenen Umwelteinwirkungen sind 
ausgleichsfähig.“ 

Weitere Informationen und Links finden sich auf: 
www.donauausbau.wsv.de/hintergrund/index.html. 

Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden überwiegend aus Spenden 
finanziert; sie beanspruchen den größten Teil des Budgets 
der GRV. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit bittet die GRV daher 
weiter um Spenden. 

Konto 45 004 652 bei der Sparkasse Düsseldorf 
(BLZ 300 501 10). Verwendungszweck: „steuer-
begünstigte Spende für verkehrswiss. Arbeiten“. 

Für  Überweisungen von außerhalb Deutschlands: 
IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 
BIC = DUSSDEDDXXX 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrspolitik e.V. ist als 
gemeinnützig anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre Adres-
se kennen — bitte gegebenenfalls mitteilen) zeitnah und 
unaufgefordert eine Spendenquittung für das Finanzamt. 
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Straßenverkehr 
Weniger Todesopfer 
im Straßenverkehr 2012 

Im Jahr 2012 starben nach vorläufigen Ergebnissen 
3606 Menschen auf deutschen Straßen. Wie das Statis-
tische Bundesamt am 22. Februar 2013 weiter mitteilte, 
waren dies 403 Getötete oder 10,1 Prozent weniger als 
im Jahr 2011. Damit liegt die Zahl der Todesopfer im 
Jahr 2012 unter dem bisher niedrigsten Wert von 3648 
Getöteten im Jahr 2010. Auch bei der Zahl der Verletz-
ten im Straßenverkehr gab es gegenüber 2011 einen 
Rückgang, und zwar um 2,1 Prozent auf rund 384 100 
Personen. 

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung darf nicht ver-
gessen werden, dass immer noch durchschnittlich 10 
Menschen täglich im Straßenverkehr sterben und mehr 
als 1000 verletzt werden. Zu der Gesamtentwicklung 
dürften die Witterungsverhältnisse des Jahres 2012 
beigetragen haben: Bei insgesamt schlechterem Wetter 
ereignen sich meist mehr Unfälle, es bleibt aber häufi-
ger bei Sachschaden, da nicht so schnell gefahren wird. 
Zudem sind bei schlechtem Wetter weniger unge-
schützte Verkehrsteilnehmer wie Zweiradfahrer und 
Fußgänger unterwegs. 

2012: 26,6 Milliarden 
mautpflichtige Kilometer 

Am 14. Februar 2013 informierte das Bundesamt für 
den Güterverkehr über die Fahrleistungen 2012: Maut-
pflichtige Lkw haben rund 26,6 Milliarden Kilometer 
auf dem gebührenpflichtigen Streckennetz in Deutsch-
land zurückgelegt. Damit ist die Fahrleistung gegen-
über dem Vorjahr geringfügig (minus 0,4 Prozent) 
niedriger ausgefallen. Mit Wirkung zum 01. August 
2012 ist das mautpflichtige Straßennetz um mehr als 
1100 Kilometer auf Abschnitte von Bundesstraßen 
erweitert worden. Bis zum Jahresende wurde dort eine 
Fahrleistung von etwa 280 Millionen Kilometer erzielt. 

Differenziert man die Fahrleistungen nach den Zulas-
sungsstaaten der Kraftfahrzeuge, so zeigt sich insge-
samt eine Abnahme der mautpflichtigen Fahrleistung 
deutscher Lkw mit minus 1,3 Prozent. Demgegenüber 
erhöhte sich die Fahrleistung der ausländischen Lkw 
um 1,2 Prozent. Im Jahr 2012 wurden rund 20,8 Milli-
arden mautpflichtige Kilometer mit Kraftfahrzeugen 
der Schadstoffklassen S 5 / Euro 5 und besser zurück-
gelegt. Der Anteil dieser Lkw an der gesamten Fahr-
leistung erhöhte sich dadurch von 69,5 Prozent im Vor-
jahr auf 78,3 Prozent im Jahr 2012. 

Luftfahrt 
2012: Wachstum bei Passagieren, 
Rückgang bei der Luftfracht 

Im Jahr 2012 starteten oder landeten insgesamt 
155,1 Millionen Fluggäste im internationalen Reisever-
kehr auf deutschen Flughäfen. Wie das Statistische 
Bundesamt am 25. Februar 2013 mitteilte, war das ein 
Anstieg um 2,8 Prozent im Vergleich zu 2011. Damit 
erreichte der Auslandsverkehr einen neuen Höchst-
stand. Der Inlandsverkehr hingegen ging um 3,7 Pro-
zent auf 23,5 Millionen Passagiere zurück. Insgesamt 
gab es 178,5 Millionen an- und abfliegende Passagiere 
(plus 1,9 Prozent) an deutschen Flughäfen. 

Ein überdurchschnittliches Wachstum im internationa-
len Reiseverkehr gab es mit plus 5,3 Prozent im Inter-
kontinentalverkehr. Besonders stark nahmen hier die 
Werte für Afrika zu (plus 13,4 Prozent). Das Passagier-
aufkommen nach Ägypten stieg um 23,1 Prozent, nach 
Tunesien erhöhte es sich sogar um 43,3 Prozent. We-
gen der Krisensituationen waren die Fluggastzahlen im 
Jahr 2011 für Ägypten um 28,1 Prozent und für Tune-
sien um 35,3 Prozent zurückgegangen. 

Die Luftfracht  auf deutschen Flughäfen lag im Jahr 
2012 bei 4,3 Millionen Tonnen und damit um 2,2 Pro-
zent unter dem Vorjahresniveau (Statistisches Bundes-
amt, 4. März 2013). Die Einladungen sanken um 
1,7 Prozent auf 2,3 Millionen Tonnen, die Ausladungen 
um 2,8 Prozent auf 2,0 Millionen Tonnen. Im Jahr 2011 
hatten die Einladungen noch um 8,0 Prozent und die 
Ausladungen um 1,8 Prozent zugenommen. 

Auf Europa entfielen 29 Prozent des Luftfrachtverkehrs 
mit dem Ausland: Hier stagnierten die Einladungen, die 
Ausladungen gingen leicht um 1,7 Prozent zurück. Im 
Interkontinentalverkehr, der 71 Prozent des Auslands-
verkehrs umfasst, verringerten sich die Frachtmengen 
für beide Lieferrichtungen (Einladungen minus 2,4 
Prozent, Ausladungen minus 3,2 Prozent). 

Nach Mitteilung des Luftfahrtverbands IATA (Interna-
tional Air Transport Association) vom 31. Januar 2013 
hatte die weltweite Entwicklung 2012 eine ähnliche 
Tendenz: beim Personenverkehr gab es zum Vorjahr 
ein Wachstum von 5,3 Prozent während die Luftfracht 
um 1,5 Prozent zurückging. Das Wachstum bei den 
Passagieren lag geringfügig unter dem von 2011 mit 
5,9 Prozent, aber über dem Durchschnitt der letzten 20 
Jahre von 5 Prozent. Die durchschnittliche Auslastung 
der Flugzeuge betrug 79,1 Prozent im Personenverkehr, 
bei der Luftfracht 45,2 Prozent. 
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Lufthansa erzielt 2012 einen 
Gewinn von 524 Millionen Euro 

Die Lufthansa-Gruppe hat im Geschäftsjahr 2012 ge-
mäß vorläufigem Konzernabschluss einen Umsatz in 
Höhe von 30,1 Milliarden Euro (Vorjahr 28,7 Milliar-
den Euro) erwirtschaftet (Ad-hoc-Mitteilung nach Pa-
ragraf 15 Wertpapierhandelsgesetz WpHG vom 
19. Februar 2013). Das Nettokonzernergebnis stieg 
insbesondere aufgrund von Sondereffekten durch Betei-
ligungsverkäufe auf 990 Millionen Euro (Vorjahr mi-
nus 13 Millionen Euro). Der operative Gewinn belief 
sich auf 524 Millionen Euro (Vorjahr 820 Millionen 
Euro). Darin enthalten sind Restrukturierungskosten für 
das Konzernprogramm Score in Höhe von 160 Millio-
nen Euro. Der Teilbetriebsübergang des Flugbetriebs 
der Austrian Airlines auf Tyrolean Airways wirkte sich 
mit einmalig 115 Millionen Euro positiv auf das opera-
tive Ergebnis aus. 

Der Vorstand schlägt dem Aufsichtsrat das Aussetzen 
der Dividende vor und plant Standortschließungen so-
wie Maßnahmen zur Bündelung von administrativen 
Tätigkeiten. Der Vorstand legt dem Aufsichtsrat die 
Bestellung von insgesamt acht Langstrecken- sowie 
100 Kurz- und Mittelstreckenflugzeugen mit einem 
Gesamtvolumen von rund 9 Milliarden Euro vor, die im 
Zeitraum von 2015 bis 2025 ausgeliefert werden sollen. 

Literatur 
Der Katzenbergtunnel — Ausbau- und 
Neubaustrecke Karlsruhe – Basel 

Seit der Inbetriebnahme des 9385 Meter langen Kat-
zenbergtunnels am 09. Dezember 2012 verkehren die 
Züge im Abschnitt zwischen Schliengen und Eimeldin-
gen auf vier Gleisen. Das Buch berichtet mit zahlrei-
chen Fachbeiträgen von Ingenieuren der DB und der 
am Projekt beteiligten Unternehmen von den ingenieur-
technischen Herausforderungen beim Bau des Tunnels, 
von innovativen Lösungen und der großartigen Team-
leistung aller Beteiligten. 
Herausgegeben wurde das Buch von der DB Projektbau 
GmbH und kostet 38,00 Euro (inklusive Mehrwertsteuer, 
zuzüglich Versandkosten). 

ISBN: 978-3-7771-0450-8 

Bestellungen an: 
DVV Media Gruppe GmbH | Eurailpress 
Nordkanalstr. 36, 20097 Hamburg 
Telefon: (040) 23714-440, Fax -450 

Mail: buch@dvvmedia.com 
Internet: www.eurailpress.de/eb. 

Infrastrukturprojekte 2012 
— Bauen bei der Deutschen Bahn 

Das Buch zeigt große Ausbauprojekte, Knotenprojekte 
und breit angelegte Infrastrukturverbesserungen, Stell-
werkserneuerungen unter dem rollenden Rad, neueste 
Gleistechnologie mit Fester Fahrbahn, beeindruckende 
Brücken und Tunnel. In ihren Fachbeiträgen beleuchten 
Ingenieure der DB Projektbau, aus Ingenieurbüros und 
aus der Bauwirtschaft unterschiedliche Aspekte der 
Projekte. 
Herausgegeben wurde das Buch von der DB Projektbau 
GmbH und kostet 48,00 Euro (inklusive Mehrwertsteuer, 
zuzüglich Versandkosten). 

ISBN: 978-3-7771-0445-4 

Bestellungen an: 
DVV Media Gruppe GmbH | Eurailpress 
Adresse siehe oben. 

Handbuch Erdbauwerke der Bahnen 
— Planung — Bemessung 
— Ausführung — Instandhaltung 

Die zweite komplett überarbeitete und erweiterte Auf-
lage des Handbuchs Erdbauwerke der Bahnen infor-
miert umfassend über die wesentlichen Zusammenhän-
ge und Abhängigkeiten zwischen Oberbau, Unterbau 
und Untergrund unter den Einwirkungen aus dem Sys-
tem Fahrzeug-Fahrweg. Einbezogen wurden wesentli-
che Änderungen und Erweiterungen. 

Dieses Handbuch soll allen in der Planung, Bemessung 
und Ausführung von Erdbauwerken und sonstigen geo-
technischen Bauwerken der Eisenbahn Beschäftigten 
ein praxisorientiertes Nachschlagewerk und eine Hand-
lungsanleitung für ein instandhaltungsarmes Funda-
ment des Fahrweges sein. Durch die umfassende Dar-
stellung des neuen Teilsicherungskonzeptes in der Geo-
technik ist es auch für Studierende an Universitäten und 
Fachhochschulen eine wertvolle Hilfe. 
Das Handbuch kostet 68,00 Euro (inklusive Mehrwertsteuer, 
zuzüglich Versandkosten). 

ISBN: 978-3-7771-0430-0 

Bestellungen an: 
DVV Media Gruppe GmbH | Eurailpress 
Adresse siehe oben. 

Verkehr in Zahlen 2012/2013 

Das jährlich neu aufgelegte Statistik-Handbuch gibt 
eine aktuelle Übersicht zu allen Daten und Fakten der 
Mobilität und Verkehrswirtschaft in Deutschland und 
in der EU (teilweise mit Zeitreihen über die letzten 
50 Jahre). Es bietet somit eine verkehrsstatistische Da-
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tengrundlage, mit der Strukturveränderungen der Ver-
kehrsmärkte erkannt und Entwicklungen verfolgt wer-
den können. Zu dem Buch wird eine CD- Rom gelie-
fert, deren umfangreiche Inhalte sich direkt oder als 
Grafik leicht weiterverarbeiten lassen. 
Das Buch wird vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung herausgegeben und kostet 53,50 Euro 
(inklusive Mehrwertsteuer, zuzüglich Versandkosten). 

ISBN: 978-3-87154-473-6 

Bestellungen an: 
DVV Media Gruppe GmbH | Eurailpress 
Adresse siehe oben. 

Die Große Transformation 
— Klima: Kriegen wir die Kurve? 

Erstmals ist ein Gutachten des Wissenschaftlichen Bei-
rats der Bundesregierung Globale Umweltveränderun-
gen (WBGU) als Comic aufbereitet worden. Der 140 
Seiten starke Band basiert auf dem WBGU-Gutachten 
„Welt im Wandel — Gesellschaftsvertrag für eine Gro-
ße Transformation“. In neun Episoden thematisieren 
Mitglieder des WBGU als Comic-Helden die Große 
Transformation zur klimaverträglichen, nachhaltigen 
Gesellschaft. 

Das Buch ist Teil eines vom Bundesministerium für For-
schung und Bildung (BMBF) geförderten Kommunikations-
projektes zur Bewertung alternativer Wissenstransferansätze 
für komplexe Zukunftsthemen. Das Buch wird von Beirats-
mitglied Reinhold Leinfelder sowie Alexandra Hamann und 
Claudia Zea-Schmidt herausgegeben und kostet 14,95 Euro. 

Verlagshaus Jacoby & Stuart 

ISBN 978-3-941087-23-1 

Bestellungen: www.jacobystuart.de/buecher-von-jacoby-
stuart/comic-graphic-novel/die-grosse-transformation. 

Veranstaltungen 
Internationale Eisenbahnkonferenz 
IT13.RAIL in Zürich 

Vom 17. bis 19. Januar 2013 fand an der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschule (ETH) Zürich zum 
vierten Mal die dreitägige Tagung statt, die sich der 
informationsunterstützten Optimierung von Qualität 
und Kapazität im Eisenbahnwesen widmete. Den An-
fang machte ein internationales Symposium. Prof. Dr. 
Ulrich Weidmann von der ETH konnte — auch im 
Namen der drei anderen Mitveranstalter SMA und 
Partner, systransis und Open Track — die rund 300 
Teilnehmer begrüßen. 

Während dieses Symposiums skizzierten renommierte 
Experten aus Forschung, Bahnen und Behörden die 
Zukunft des Systems Bahn. Nach einem Blick auf die 
anstehenden Herausforderungen wurde gezeigt, wie 
moderne IT-Systeme heutige und künftige Lösungen 
für eine Optimierung von Qualität und Kapazität liefern 
können. Auf einige Vorträge wird kurz eingegangen. 

Dr. Peter Füglistaler, Direktor des (schweizerischen) 
Bundesamts für Verkehr BAV, referierte über „Das 
Bahnsystem der Zukunft: Mehr Leistung bei weniger 
Investitionen? IT als Mittel bei geringerem Ressour-
ceneinsatz mehr Kapazität zu erlegen.“ Auch als Folge 
des Halbstundentaktes ist in der Schweiz die Auslas-
tung des Öffentlichen Verkehrs auf bedenkliche 
25 Prozent gesunken. Investitionen müssen daher künf-
tig sehr zielgerichtet getätigt werden. Füglistaler plä-
dierte für eine Nutzerfinanzierung der Infrastruktur 
unter Berücksichtigung von Kostenwahrheit und Verur-
sacherprinzip. 

Die Anforderungen aus der Liberalisierung an IT disku-
tierte Prof. Dr. Matthias Finger von der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschule Lausanne (École poly-
technique fédérale de Lausanne EPFL). Die Liberalisie-
rung mache insbesondere die Governance komplexer. 
Dies gilt für alle Infrastrukturen, also nicht nur für die 
Eisenbahn. Die große Herausforderung sieht Finger 
darin, die IT auch für die Governance eines liberalisier-
ten Eisenbahnsektors zu nutzen. 

Dr. Peter Grossenbacher, SBB-Infrastruktur, behan-
delte die Anforderungen an die Betriebsführung. Mit 
täglich 7000 Reisezügen und 2000 Güterzügen gehört 
die Schweizer Infrastruktur weltweit zur höchstbelaste-
ten. 2016 soll die Betriebsführung auf zwei Ebenen 
konzentriert sein: Netzweit in Bern und in 4 Betriebs-
leitzentralen, welche alle Aufgaben der heutigen 12 
Fernsteuerzentralen (700 Bahnhöfe angeschlossen) und 
der 130 nicht ferngesteuerten Bahnhöfe übernehmen 
sollen. Grossenbacher hält IT-Systeme in der Produkti-
on für unverzichtbar und unterstrich die notwendige 
Pflege und Weiterentwicklung. Grundlage aller IT-An-
wendungen muss ein robuster, stabiler Fahrplan sein. 

Über optimierte Betriebsführung und Information von 
Kunden referierte Prof. Dr. Jürgen Krimmling , Tech-
nische Universität Dresden. Eine genaue Kundeninfor-
mation erfordert eine genaue Betriebsführung, für die 
eine genaue Kenntnis des Betriebszustands erforderlich 
ist. Krimmlings Fazit: Nur die integrierte Betrachtung 
von Betriebszustand, Betriebsführung und Kundenin-
formation macht den Eisenbahnbetrieb zukunftsfähig. 

Unter dem Titel „Vom Planungsinstrument zur operati-
ven Entscheidungsfindung“ sprach Dr. Marco Lau-
manns, IBM Research Zürich, über den Einsatz rech-
nergestützter Optimierungsverfahren sowohl in der 
automatischen Fahrplanerstellung als auch in der Dis-
position. Das große Potential dieser neuen Verfahren 
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liegt in der Unterstützung von Planern und Disponenten 
bei der Lösungssuche bei Fahrplankonflikten und be-
sonders in der dadurch möglichen Steigerung der Pro-
duktionsgenauigkeit und Stabilität — also letztendlich 
in der Erhöhung der effektiv nutzbaren Kapazität des 
Schienennetzes. 

Am Ende des Symposiums warf Prof. Dr. Ulrich 
Weidmann einen Blick ins Jahr 2053: „Damit lässt 
sich aus den Innovationen von heute die Bahn des Jah-
res 2053 ableiten. Aktuelle Schlüsselinnovationen sind 
insbesondere (1) die Präzisionsmaximierung der Be-
triebsprozesse, (2) informations- und produktionstech-
nische Regelkreise und (3) die Automation von Produk-
tionsprozessen. Die Ausrüstung der Güterzüge mit In-
formationstechnologie, verbunden mit der automati-
schen Kupplung und neuen Fahrwerken, werden zu 
flinken Güterzügen mit Fernverkehrseigenschaften 
führen. Die Zugsicherungssysteme, insbesondere ETCS 
Level 2, werden das Fahren im physikalisch kürzest 
möglichen Abstand von rund 100 Sekunden gestatten.“ 
(siehe Beitrag des Referenten unter Eisenbahn allge-
mein). 

Am 18. Januar folgten parallele Seminare der vier Ver-
anstalter rund um „Praxis und Innovation“. François 
Tainturier  vom französischen Eisenbahninfrastruktur-
betreiber RFF (Réseau ferré de France), erläuterte am 
Beispiel der geplanten Neubaustrecke Paris – Norman-
die die Strategische Planung mittels Benchmarking von 
Großprojekten in Frankreich. Bei den Planungen zeigte 
es sich, dass für die Bedürfnisse der Kunden eine Ge-
schwindigkeit von 250 Stundenkilometern ausreichend 
ist. 

Alain Barbey, TGV Lyria, präsentierte die Abstim-
mung der kurz- und mittelfristigen Planung der TGV 
Verkehre zwischen der Schweiz und Frankreich. 

Zwei Vertreter der DB behandelten den Fahrplan: Pe-
ter Schütz erläuterte die steigenden Anforderungen an 
eine zukunftsfähige, effiziente Fahrplanerstellung aus 
der Sicht von DB Fernverkehr. Dr. Michael Beck, 
DB Netz, sprach über „Industrialisierung des Fahrplans 
— Konstruktion im Rahmen der Trassenbelegung“. 

In seinem Vortrag „Adaptive Lenkung (ADL) — ener-
giesparende Fahrweise“ wies Marcus Völcker, Entrail, 
darauf hin, dass es im Netz der SBB bisher täglich rund 
2000 ungeplante Halte von Zügen vor roten Signalen 
gibt, die mit ADL vermieden werden könnten. 

Helga Labermeier, SBB Infrastruktur, gab Antworten 
auf die Frage: „Was kann aus der Vergangenheit ge-
lernt werden?“ (siehe Beitrag der Referentin unter Ei-
senbahn allgemein). 

Prof. Dr. Andreas Oetting, DB Netz, berichtete über 
die Erfahrungen beim Optimieren von stark belasteten 
Mischverkehrsstrecken (siehe Beitrag des Referenten 
unter Eisenbahninfrastruktur). 

Abgerundet wurde diese hochinteressante Veranstal-
tung durch eine Besichtigung des Eisenbahnbetriebsla-
bors des Instituts für Verkehrsplanung und Transport-
systeme der ETH und mit einer Fachexkursion zum 
Flughafen Zürich. 

Die Präsentationen können heruntergeladen werden: 
www.it13rail.ch. 

6. ÖPNV-Innovationskongress 
in Freiburg 

Beim ÖPNV-Innovationskongress des Landes Baden-
Württemberg vom 11. bis 13. März 2013 trafen sich 
bereits zum sechsten Mal in Freiburg über 500 Mobili-
tätsexperten zum fachlichen Austausch. In den vergan-
genen 10 Jahren hat sich diese zweijährige Veranstal-
tung als feste Größe im Kalender der Branche entwi-
ckelt. 

Zum Auftakt des Kongresses sagte Winfried Hermann, 
Minister für Verkehr und Infrastruktur: „Wie schaffen 
wir es, mehr Fahrgäste für Bus und Bahn zu gewinnen? 
Das ist eine der zentralen Herausforderungen im 
ÖPNV. Dieser Kongress soll Impulse für die Weiter-
entwicklung bestehender und die Entwicklung neuer 
Mobilitätskonzepte setzen“. 

Der Leitvortrag von Dr. Wolfgang Schade, Leiter Ge-
schäftsfeld Verkehrssysteme, Fraunhofer Institut für 
System und Innovationsforschung ISI in Karlsruhe, 
befasste sich damit, wie sich Verkehrsunternehmen auf 
die zukünftigen Entwicklungen im ÖPNV vorbereiten 
können. Günther Burger, Autonome Provinz Bozen-
Südtirol, zeigte am Beispiel des Südtirol Passes, wie 
mit tariflichen Anpassungen Kunden für den Nahver-
kehr gewonnen werden können. 

In insgesamt 20 Workshops verteilt auf fünf Vortrags-
reihen (Kundenorientierung, Betrieb, Technologie, 
Marketing/Tarife, Umweltverbund) gaben Referenten 
aus Deutschland, der Schweiz und Italien Antwort auf 
Fragen und suchten den Dialog mit den Teilnehmern. 
Mit welchen Strategien kann sich der ÖPNV als klima-
verträgliche Alternative zum Individualverkehr etablie-
ren? Wie kann er sich Trends zu einem umweltbewuss-
ten Verkehrsverhalten zu Nutze machen? Wie kann 
vernetzte Mobilität aussehen? Welche Auswirkungen 
hat der demographische Wandel auf den ÖPNV vor 
allem in ländlichen Gebieten? 

Höhepunkt des Kongresses war die Verleihung des 
Innovationspreises ÖPNV am 13. März 2013. Unter 
dem Motto „Neue Ideen und Konzepte für nachhaltige 
Mobilität im ÖPNV“ gewannen das „Elektro-Bürger-
auto“ der Gemeinde Oberreichenbach, die Schwarz-
wald-Initiative KONUS, das Internetangebot „Rundum 
Mobil“ und das Social-Media-Konzept des VVS. 
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Personalia 
Dr. Rüdiger Grube wird die Deutsche Bahn AG bis 
Dezember 2017 führen. Der Aufsichtsrat beschloss am 
12. Dezember 2012 die Vertragsverlängerung des Vor-
standsvorsitzenden zum 01. Januar 2013. Grube leitet 
die DB AG seit dem 01. Mai 2009. 

Alexander Kirchner , Chef der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) wurde am 12. Dezember 
2012 als Vorsitzenden der Allianz pro Schiene für wei-
tere zwei Jahre bestätigt. 

Vladimir Yakunin , Präsident der Russischen Bahnen 
(RZD), wurde von der Generalversammlung des Inter-
nationalen Eisenbahnverbands (UIC) am 12. Dezember 
2012 zum neuen Präsidenten für zwei Jahre gewählt. Er 
tritt die Nachfolge von Satoshi Seino, CEO der East 
Japan Railway Company an. 

Dr. Michael Kerkloh , Geschäftsführer des Flughafens 
München, ist seit 01.Januar Präsident der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV). Er 
folgte auf den Düsseldorfer Flughafenchef Christoph 
Blume, dessen zweijährige Periode turnusmäßig endete. 

Wolfgang Prock-Schauer wurde am 07. Januar 2013 
als neuer Vorstandsvorsitzender von Air Berlin vorge-
stellt. Er folgt auf Hartmut Mehdorn , der die Airline 
als Interimschef geführt hatte. Von Ende 1999 bis 2009 
war Mehdorn Vorstandsvorsitzender der Deutschen 
Bahn AG. (Leitartikel Mehdorn in Folge 81 der GRV-
Nachrichten 81 im August 2008: „Das Signal steht auf 
Grün“ ). 

Kathrin Amacker  ist neue Leiterin Kommunikation 
und Public Affairs der SBB. Der Verwaltungsrat hat sie 
am 21. Dezember 2012 in die Konzernleitung der SBB 
gewählt. Amacker wird ihre Stelle im Laufe des Jahres 
2013 antreten. 

Alexander Kacmarek ist seit 01. Februar neuer Kon-
zernbevollmächtigter der DB AG für Sachsen Anhalt. 
Er folgt auf Jobst Paul, der in den Ruhestand trat. 

Guillaume Pepy wird weitere 5 Jahre an der Spitze der 
SNCF stehen. Dies kündigte der französische Verkehrs-
minister Frédéric Cuvillier am 24. Februar 2013 an. 
Pepy soll der Bahnreform zum Erfolg verhelfen mit der 
Eingliederung des Infrastrukturbetreibers RFF in die 
SNCF. 

Hartmut Mehdorn  (siehe oben) führt seit 11. März 
2013 die Flughafengesellschaft Berlin Brandenburg. 

Martin Stutz  wird ab 01. Mai 2013 neuer Pressechef 
der SBB, er folgt auf Christoph Rytz, der gegenwärtig 
die Medienstelle interimistisch leitet und ab 01. Mai 
2013 seine bisherige Tätigkeit als Leiter Kommunikati-
on bei SBB Cargo fortsetzt. 

Oliver Kraft , seit 2010 Vorstandsvorsitzender der 
DB Netz AG, legt sein Mandat zum 30. April 2013 
nieder. Nachfolger wird Frank Sennhenn, seit 2009 
Vorstandsvorsitzender der DB Regio AG. Der bisherige 
Regio-Finanz-Vorstand Dr. Manfred Rudhart  über-
nimmt am 01. Mai 2013 die Leitung der DB Regio AG. 
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